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I. INTERNATIONALE VERHANDLUNGEISI 
1. UN-KONFERENZ UEBER DIE AM WENIGSTEN 
ENTWICKELTEN LAENDER 
Die UN-Konferenz über die am wenigsten entwickelten Lànder hat 1981 
einstimmig ein "substantielles neues Aktionsprogramm"als besondere 
Entwicklungsstrategie für die ärmsten Entwicklungsländer verabschiedet. 
Während die Entwicklungsländer eine Erhöhung der Hilfe mit konkreten fi-
nanziellen und zeitlichen Zusagen forderten, versicherten die Industrieländer 
nur zu, ihre Hilfe zu erhöhen. Gleichzeitig hielten sie Aenderungen in der 
internen Entwicklungspolitik der ärmsten Länder fur notwendig. Auch die 
Schweiz sagte grundsàtzlich eine Erhôhung der Hilfe zu. Sie forderte zudem 
eine Verbesserung der Qualität der Hilfe, vermehrte Koordination und eine 
verstärkte Berücksichtigung der Eigeninitiative der Bevôlkerung in den 
ârmsten Entwicklungsländern bei den Hilfeleistungen. 
Vom 1 .-14.September 1981 fand in Paris die Konferenz der Vereinten Na-
tionen über die am wenigsten entwickelten Länder statt. Vertreter von 142 
Nationen, 30 intergouvernementalen und Spezialorganisationen sowie Ver-
treter von 60 nichtstaatlichen Organisationen nahmen an dieser Konferenz 
teil. 
Die Konferenz wurde aufgrund einer Resolution der UNCTAD V in Manila 
(1979) und eines Beschlusses der UN-Generalversammlung vom Dezember 
1979 einberufen. An der UNCTAD V war ein Sofortprogramm (für die 
Jahre 1979 bis 1981) und längerfristiges Aktionsprogramm für die 80er 
Jahre zugunsten der ärmsten Länder beschlossen worden. 
Ziel des Pariser Konferenz war es, die konkrete Ausgestaltung des substantiel-
len neuen Aktionsprogramms (SPNA) festzulegen. In diesem Programm sol-
len Richtlinien zu der von der ärmsten Ländern selber zu verfolgenden 
Entwicklungspolitik, Anforderungen an eine internationale Unterstützung 
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der am wenigsten entwickelten Länder und Mechanismen für die laufende 
Ueberprüfung der erfolgten Massnahmen enthalten sein. 
Zu den am wenigsten entwickelten Ländern werden nach UN-Kriterien gegen-
wärtig 31 Lànder, davon 21 afrikanische, 8 asiatische, 1 pazifisches und 1 
amerikanisches gerechnet. 1981 lebten in diesen Ländern ca. 282,6 Mio. 
Menschen. Dazu gehören die Staaten : 
Afrika (21) : Benin, Botswana, Burundi, Kap Verde, Zentralafrikanische 
Republik, Tschad, Komoren, Aethiopien, Gambia, Guinea, 
Guinea Bissau, Lesotho, Malawi, Mali, Niger, Rwanda, 
Somalia, Sudan, Tansania, Uganda, Obervolta; 
Asien (8) : Afghanistan, Arabische Rebublik Yemen, Bangladesh, 
Bhutan, Volksrepublik Yemen, Laos, Maldiven, Nepal; 
Pazifik (1 ) : Samoa; 
Amerika (1 ) : Haiti. 
1971 wurden von der UN-Vollversammlung zur Klassifikation der Lànder 
folgende Kriterien aufgestellt : 
— Bruttoinlandprodukt pro Kopf unter 100 US-Dollars (1971) 
— Industrieanteil am Bruttoinlandprodukt bis 10% und 
— Alphabetisierungsquota bis zu 20% (1). 
Obwohl von ihren Merkmalen her eine recht unterschiedliche Gruppe bildend, 
sehen sich die ärmsten Entwicklungslànder oftmals denselben Schwierigkei-
ten gegenübergestellt-Entwicklungsproblemen, die sie ausserdem von der 
Mehrheit der Entwicklungsländer unterscheiden : 
— Es besteht fur sie keine Möglichkeit, ausschliesslich aus eigener Kraft ihre 
Armut zu überwinden. 
— Ihre Abhängigkeit von einigen wenigen Rohstoffen und deren Export ist 
besonders hoch. 
— Aeussere geographische Hemmnisse (Binnen- oder Inselstaaten) werden 
durch schlechte innere Erschliessung der Länder ergänzt. 
Im allgemeinen hat sich ihre wirtschaftliche Lage ständig verschlechtert. 
Sinkende landwirtschaftliche Produktion, sinkende Exporterlöse und gerin-
ges industrielles Wachstum konnten die Armut nicht beheben und liessen den 
Abstand zu den reicheren Entwicklungsländern und den Industrieländern 
grösser werden. Daher rechtfertigt sich eine besondere Entwicklungsstrategie 
fur die ärmsten Länder. 
Die Entwicklungsländer kamen mit der Erwartung an die Konferenz, dass 
die Entwicklungshilfe der Geberländer erhöht werden soll. Die Industrie-
länder hingegen setzen den Schwerpunkt der Konferenz auf Aenderungen in 
der internen Entwicklungspolitik der ärmsten Länder. Mit dem Aktions-
programm wurde eine Arbeitsgrundlage geschaffen, welche es erlaubt, die 
Hilfeleistungen an die ärmsten Länder künftig zu überprüfen und Aenderun-
gen ihrer wirtschaftlichen und sozialen Situation festzustellen. Auch war 
die Konferenz eine Gelegenheit, die internationale Aufmerksamkeit auf die 
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Probleme der ärmsten Länder zu lenken. Das am Schluss der Konferenz ein-
stimmig verabschiedete Aktionsprogramm ist als der einzig môgliche Kom-
promiss zu betrachten, auf den sich die vertretenen Staaten einigen konnten. 
Die Hilfe der Industrieländer wird weder in der geforderten Höhe noch mit 
einem genauen Zeitplan in die ärmsten Entwicklungsländer fliessen. Hinge-
gen dürften die versprochenen Modalitäten eine Verbesserung der Hilfe an 
die Entwicklungsländer bedeuten (2). 
Das "substantielle neue Aktionsprogramm" 
Im ersten Teil des Aktionsprogramms, welcher die nationalen Massnahmen 
aufführt, wird festgehalten, dass die ärmsten Länder selber für ihre Ent-
wicklungspolitik verantwortlich seien. Diese soll an der Befriedigung der Grund-
bedürfnisse ausgerichtet werden. Eine wichtige Rolle spielten dabei die Land-
wirtschaft, eine ausreichende eigene Nahrungsmittelproduktion und die 
Mobilisierung des ruralen Sektors für die eigenen Entwicklungsziele. 
Die nationalen Anstrengungen sollen durch internationale Massnahmen unter-
stützt werden, insbesondere durch finanzielle, technische und solche im 
Bereich internationaler Wirtschaftsbeziehungen. Mit ihnen befasst sich der 
zweite Teil des Aktionsprogramms. 
Die Geberländer versichern noch einmal, dass sie ihre öffentliche Entwicklungshilfe auf 0,7% ihres jeweiligen BSP steigern wollen. Davon sollen immer mehr 
Hilfeleistungen in die ärmsten Länder fliessen. Die meisten Geberlànder wer-
den in den kommenden Jahren 0,15% ihrer BSP fur Hilfeleistungen an die 
ärmsten Entwicklungslànder zur Verfügung stellen. Andere werden in der 
gleichen Zeitspanne ihre ôffentliche Entwicklungshilfe an die ärmsten Ent-
wicklungsländer verdoppeln. Im Vergleich zu den letzten fünf Jahren sollte 
damit im allgemeinen eine Verdoppelung der öffentlichen Entwicklungs-
hilfe für die ärmsten Entwicklungslànder bis 1985 erreicht werden. 
Nach den Vorstellungen der Entwicklungsländer sollte sich die ôffentliche 
Entwicklungshilfe der Geberlànder an die ärmsten Länder auf mindestens 
0,15% des BSP in der ersten Hälfte der 80er Jahre und auf 0,20% der BSP 
in der zweiten Hälfte der 80er Jahre belaufen. 
Weiter sollte nach den Vorstellungen der Entwicklungsländer mindestens 
30% der bilateralen und multilateralen Programmhilfe den ärmsten Ent-
wicklungsländern zufliessen. Dies würde eine Verdreifachung der Hilfe an die 
ärmsten Länder bis 1984 und bis 1990 eine Vervierfachung der Hilfe erfor-
dern, wie dies auch in der "Internationalen Entwicklungsstrategie" festge-
halten wird. 
Bei den Modalitäten der Hilfe sollen allen Anstrengungen unternommen 
werden, vermehrt Hilfe als Geschenke oder zumindest als ungebundene 
Hilfe zu leisten. Auch die Möglichkeit, laufende Kosten eines Projekts oder 
lokale Kosten sowie bestimmte Posten des nationalen Budgets zu finanzie-
ren, werden erwähnt. 
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Bei den Handelsbeziehungen wird am Ausbau und an einer Vereinfachung der 
Zollpräferenzen fur die ärmsten Entwicklungslànder festgehalten sowie am 
Abbau noch bestehender tarifärer und nicht-tarifärer Handelshemmnisse. 
Ausserdem soll ein Finanzmechanismus zum Ausgleich sinkender Exporter-
löse bei Rohstoffen vorgeschlagen werden. 
Im dritten Teil des Aktionsprogramms wird vorgeschlagen, die Massnahmen 
zugunsten der ärmsten Entwicklungslànder auf nationaler, regionaler und 
globaler Ebene zu überprüfen und abzustimmen, sowie mit den nationalen 
Entwicklungsplänen zu koordinieren. Den Entwicklungslândern wird empfoh-
len, eine zentrale Stelle fur die Koordination der Hilfe der Geberlànder zu 
bilden. Die ersten Auswirkungen des Aktionsprogramms sollen 1983 an der 
UNCTAD VI diskutiert werden und eine erste Zwischenbilanz ist für 1985 
im Rahmen der UNCTAD vorgesehen (3). 
Die Haltung der Schweiz 
Auch die Schweizer Delegation, geleitet von Botschafter Heimo, Direktor 
der DEH, liess sich von den Entwicklungsländern nicht auf eine quantitative 
Zunahme ihrer Hilfe festlegen. In ihrer Stellungsnahme stellte sie allerdings 
ebenfalls in Aussicht, ihre öffentliche Hilfe an die ärmsten Entwicklungs-
lànder zu erhöhen. (Diese betrug 1980 140,6 Mio Fr., das sind 34% der 
öffentlichen Entwicklungshilfe und 0,08% des BSP. Davon gingen 100,8 Mio 
Fr. als bilaterale Hilfe direkt an die ärmsten Länder; 39,8 Mio Fr. indirekt 
als multilaterale Hilfe.) 
Während die Entwicklungsländer in der finanziellen Unterstützung den 
Schwerpunkt der zu treffenden Massnahmen sehen, sieht die Schweiz den 
Schwerpunkt der Massnahmen eher bei den eigenen Anstrengungen der 
Entwicklungsländer. Denn die internen Verhältnisse der ärmsten Entwicklungs-
länder können den Entwicklungsanstrengungen nicht förderlich sein. Neue 
Hilfeleistungen hätten darauf zu achten, dass die lokale Verwaltung die 
Initiative der Bevölkerung unterstütze. Darauf kônne dann die externe Hilfe 
aufbauen. 
Botschafter Heimo stellte zudem fest, dass bisher die internationale Hilfe 
den Bedürfnissen der ärmsten Länder nicht immer genügend angepasst war. 
Nicht nur durch wachsende finanzielle Verpflichtungen, sondern ebenso 
durch eine qualitative Steigerung der Hilfe können die Entwicklungsprobleme 
besser bewältigt werden. Weiter ist eine bessere Abstimmung der äusseren 
Hilfe auf die Situation des Empfängerlandes wünschenswert. Dem dient eine 
verbesserte Abstimmung und Planung der Entwicklungszusammenarbeit 
zwischen den Geberländern und den ärmsten Entwicklungsländern und die 
Ueberprüfungs- und Koordinationsmassnahmen der Konferenz, insbesondere 
auf bilateraler Ebene. Der vereinbarten verstärkten Koordination der ver-
schiedenen Hilfeleistungen innerhalb der einzelnen ärmsten Länder misst sie 
besondere Bedeutung zu. 
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Bei den Forderungen nach neuen Modalitäten der Hilfe sieht die Schweiz 
keine grundsätzlichen Probleme. Ihre Hilfe erfolgt ja z.B. schon ungebunden 
und in Form von Geschenken. Im weiteren stellte Botschafter Heimo in seiner 
Rede an der Konferenz eine neuerliche Ausweitung der bereits liberalen 
schweizerischen Zollpräferenzen in Aussicht (4). 
In Bezug auf die Konferenz wurde vom Informationsdienst 3. Welt darauf 
hingewiesen, dass man sich ebenfalls für eine Steigerung der Hilfe an die 
ärmsten Entwicklungsländer ausspreche, ebenso wie für die Inaussichtnahme 
einer beschränkten Umlagerung der zur Verfügung stehenden Mittel. Zu 
prüfen wäre auch eine verstârkte Benutzung neuer Hilfsformen, wie z.B. 
Programmkredite und Zahlungsbilanzhilfen. Diese beanspruchen die Absorp-
tion der Hilfe durch die ärmsten Länder weniger. Weitere Môglichkeiten 
einer verstärkten Hilfe werden im Bereich des Handels, so in der Beseitigung 
von Handelshemmnissen gesehen (5). 
2. UN-KONFERENZ UEBER NEUE UND 
ERNEUERBARE ENERGIEQUELLEN 
Die Entwicklungslànder sehen sich bei ihrer Energieversorgung vor wachsen-
de Probleme gestellt. Die notwendige Förderung neuer und erneuerbarer 
Energiequellen war das Konferenzthema. Dazu wurde ein internationales 
Aktionsprogramm verabschiedet. Dessen konkrete Finanzierung und Institu-
tionalisierung blieben jedoch offen. Die Schweiz will das Aktionsprogramm 
unterstützen und ihre entsprechenden Entwicklungshilfebeiträge erhöhen. 
Begleitet wurde die Konferenz von einer Parallelveranstaltung nichtstaatlicher 
Organisationen. 
Vom 10.-21. August 1981 fand in Nairobi die UN-Konferenz über neue und 
erneuerbare Energiequellen statt. An ihr nahmen Vertreter von 125 Staaten, 
internationalen und nichtstaatlichen Organisationen teil. Die Konferenz 
geht auf einen Beschluss der UN-Generalversammlung vom Dezember 1978 
zurück. 
Die allgemein besorgniserregende Energiesi tuat ion, vor a l lem der Entwick lungs-
länder, war der Hauptgrund fü r die Einberufung der Konferenz. Die Ent-
wicklungsländer ohne Erdölressourcen sind, bei steigendem Energiebedarf, 
auf die Nutzung alternativer Energiequellen dr ingend angewiesen. Durch stei-
gende Energie importe verschlechtert sich sonst ihre f inanzie l le S i tuat ion 
wei ter und d roh t , ihren Entwicklungsprozess ernsthaf t zu beeinträcht igen. 
Das Thema der Konferenz war eingeschränkt auf die 14 neuen und erneuer-
baren Energiequellen (Sonne, Geothermik und Biomasse; W i n d , Wasser, Meer; 
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Brennholz, Holzkohle und Torf; Oelschiefer und Teersande sowie Zugtiere). 
Ihr Anteil am Weltenergieverbrauch wird auf 15% geschätzt. Holz und Holz-
kohle allein sind in vielen Entwicklungsländern die wichtigsten Energieträger 
(mit 60 bis 90% Anteilen am Energiekonsum). 
Während der Vorberei tungen zur Konferenz wurde der En twur f eines 
Akt ionsprogramms ausgearbeitet; das Akt ionsprogramm selbst war der Haupt-
verhandlungspunkt der Konferenz. Deren Ziel war es, internationale Mass-
nahmen zur Unterstùtzung nationaler Anstrengungen in Entwicklungslàndern 
und konzentr ierte Ak t ionen zu planen, welche der Fôrderung der neuen und 
erneuerbaren Energiequellen dienen. Dadurch soll das Potential an neuen 
Energiequellen, insbesondere in den Entwicklungslàndern, zur Lôsung des 
Energieproblems erfasst werden. 
Obwohl die Industrieländer die konkreten Verpflichtungen finanzieller und 
organisatorischer Natur, welche die Entwicklungslànder wùnschten, nicht 
erfüllten und nur Absichtserklärungen abgaben, verlief die Konferenz in 
einer guten Atmosphäre. Bei dem schliesslich verabschiedeten Aktionsprogramm 
standen sich zunächst in den einzelnen Sachgebieten verschiedene Vorschlàge 
der Industrieländer und der Entwicklungsländer, teilweise unterstätzt durch 
die OPEC-Länder und die COMECON-Staaten, gegenùber. Die Standpunkte 
der "Gruppe der 77" und der USA spiegelten dabei die grössten Gegensätze 
wieder, die EG-Staaten agierten als Vermittler. Neben der konkreten Arbeit 
am Aktionsprogramm kann der politische Wille zur Förderung alternativer 
Energiequellen als Erfolg gewertet werden (6). 
Das Aktionsprogramm 
Das Akt ionsprogramm befürwor te t die Notwendigkei t eines geordneten und 
fr iedlichen Ueberganges von Erdöl und Erdgas hin zu alternativen Energiequel-
len, dies zum wir tschaf t l ichen Vor te i l der Entwicklungsländer. Dazu sieht 
es Akt ionen in vier Bereichen vor : 
— Schätzung und Nutzungsplanung des Potentials an neuen und erneuerba-
ren Energiequellen 
— Erforschung, Entwick lung und Demonstrat ion dieser Quellen 
— Transfer, Anpassung und Anwendung der nôtigen Technologie 
— In format ion und Ausbi ldung. 
Die Ergebnisse der Konferenz 
An der Konferenz waren drei Teile des Aktionsprogramms besonders wichtig : 
— Prioritàten bei der Durchführung des Aktionsprogramms 
— Finanzierung der vorgeschlagenen Massnahmen 
— Bestimmung eines Organs zur Durchführung des Aktionsprogramms. 
Zu den Prioritäten zählt eine verstärkte internationale Zusammenarbeit bei 
der Nutzbarmachung alternativer Energiequellen. Diese sollen jedoch zuerst 
im nationalen Rahmen nutzbar gemacht werden. Dem dienen die verschiede-
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nen Massnahmen einer nationalen Energiepolit ik. Zu ihnen zählen die Pro-
gramme "Energie fur làndliche Gebiete", z.B. Au f fo rs tung , und "städtische 
und industrielle Bereiche". 
Bei der Durchführung des Programms wollen sich die Entwicklungsländer 
ihre nationalen Akt ionen nur beschränkt vorschreiben lassen. Die Industrie-
länder hingegen legen z.B. starkes Gewicht auf die Energiebedürfnisse in 
den ländlichen Regionen der Entwicklungsländer, welchen sie m i t Wieder-
aufforstungsprogrammen zu Hilfe kommen wol len. Die Entwicklungsländer 
wiederum legen Gewicht auf die Erwähnung spezieller Energiebedürfnisse fur 
Stadt, Land und Industrie. 
Zur Förderung alternativer Energiequellen in den Entwicklungsländern ist 
ein verstärkter Technologietransfer notwendig. Diese Länder wol len jedoch 
keine festen Garantien für " jo in t -venture" Projekte abgeben. Zur Finanzie-
rung des Akt ionsprogramms rechnen die Entwicklungsländer m i t einem fes-
ten finanziellen Beitrag der Industrieländer sowie m i t der Gründung einer 
Weltbanktochter fur Energie. Damit sollen alternative Energiequellen auf 
nationaler, regionaler und internationaler Ebene ausgeschöpft werden. 
Der Forderung nach Grundung einer Weltbanktochter konnten sich mehrere 
Industrieländer anschliessen, nicht jedoch die USA. Sie versprachen sich auch 
auf diesem Gebiet von einer privaten Init iative mehr. Anstat t eines festen 
Finanzrahmens verpfl ichteten sie sich schliesslich nur, zusätzliche und ange-
messene Mit tel für neue und erneuerbare Energien zur Verfügung zu stellen. 
Dies kann auch bedeuten, dass die zusatzlichen Mi t te l fü r den Energiesektor 
einfach aus anderen Sektoren abgezweigt werden. Finanzen zur Vorberei tung 
und Durchführung des Aktionsprogramms sollen je tz t zunächst innerhalb 
des UN-Systems aufgebracht werden. 
Da keine Einigung über eine Folgeinsti tut ion erzielt werden konnte, w i rd als 
Uebergangslösung das Interimskomitee das Akt ionsprogramm noch während 
eines Jahres überwachen und der UN-Generalversammlung Ende 1982 Bericht 
erstatten. Diese soll auch über eine Folgeinst i tut ion entscheiden. Die Konfe-
renz schlägt vor, innerhalb des UN-Systems eine Organisation m i t der Durch-
fùhrung des Aktionsplans zu beauftragen. 
Die Schaffung einer Weltbankagentur für Energiefragen zur Finanzierung des 
Akt ionsprogramms bleibt weiterhin offen. Immerhin werden die Weltbank 
und das UNDP aufgefordert, eine Finanz- und Investitionsschätzung zur 
Förderung alternativer Energiequellen in den Entwicklungsländern in diesem 
Jahrzehnt aufzustellen (7). 
A n einer Sitzung des Interimkomitees in Rom (7.-18. Juni 1982) wurden die 
Durchfùhrung des Aktionsprogramms konkret isiert und Richt l inien zur 
Durchfùhrung des Programms und zur Mobil isierung der Finanzen erstellt. 
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Die Haltung der Schweiz 
Die Schweiz war ebenfalls durch eine Delegation ver t re ten, geleitet von 
Botschafter He imo, D i rek to r der D E H . Die Schweiz kann im allgemeinen 
die Massnahmen und Ziele des Ak t ionsprogramms unterstützen. Sie häl t 
wei terh in eine ef f iz iente Verwendung der Hi l fe f u r nö t ig , wozu auch eine 
bestmögliche Koord ina t ion innerhalb des UN-Systems und der Regierung 
gehört. Die Schweiz w i l l dem Sektor der neuen und erneuerbaren Energie-
quellen bei ihrer bi lateralen technischen Zusammenarbei t mehr Platz ein-
räumen. Bei der Vergabe der notwendigen f inanziel len Mi t te l des Ak t ions-
programms geniessen vier Projektbereiche Pr ior i tä t : 
— kleine integrierte Wasserkraftwerke 
— Brennholz, Ho lzkoh le und Zugtiere 
— Sonnenenergie 
— Energie aus Biogas. 
Auch das U N D P spielt bei der Durch führung des Programms eine wicht ige 
Rolle. Die Schweiz p rü f t einen Be i t r i t t zum speziellen " E n e r g i e k o n t o " des 
UNDP fu r Energieprojekte. Weiter begrüsst sie den Vorschlag einer Wel tbank-
tochter fu r Energie (8) . 
Interessant zu vermerken ist, dass während der Konferenz von einigen nicht-
staatl ichen Organisationen eine Paral lelkonferenz zum Thema Energie ver-
anstaltet wurde , welche die Diskussion an der UN-Konferenz nachhalt ig 
befruchten sol l te. Ver t re ter von nicht-staat l ichen Organisationen aus 51 
Staaten l ieferten ihre Berichte an die Konferenzdelegierten und die Presse 
und erhof fen sich nach der Konferenz lokalen pol i t ischen Druck zu diesen 
Fragen. 
Neben dem Meinungsaustausch m i t den Konferenzte i lnehmern fo rmu l ie r ten 
sie ein Ak t i onsp rog ramm m i t folgenden Schwerpunkten : 
— Schaffung internat ionaler Finanzierungsmechanismen 
— Zusammenhang zwischen alternat iven Energiequellen und Oekologie 
— Rolle der Frauen bei der verstàrkten Nutzung von neuen und erneuerba-
ren Energiequellen 
— Einschànkung des Energiekonsums in den Industr ielàndern 
— genaue Zielvorstel lungen eines Ak t ionsprogramms (9) . 
3. UN-SEERECHTSKONFERENZ 
Die langjährigen Verhandlungen über eine neue UN-Seerechtskonvention 
brachten nicht das erhoffte Ergebnis. Zwar wurden ein neues Seerecht und 
Regeln fur den Tiefseebergbau verabschiedet, doch deren Bedeutung bleibt 
ungewiss. Namentlich die USA stehen abseits und viele westliche Industrie-
länder verhalten sich abwartend. Die neue Seerechtskonvention schafft 
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erweiterte Hoheitszonen fur die Kùstenstaaten und eine internationale 
Kontrolle ùber den Tiefseebergbau. Die Schweiz, als industrialisierter 
Binnenstaat mit eigener Handelsflotte zeigt sich vom Inhalt der Konvention 
befriedigt. 
1982 konnten die neunjàhrigen Verhandlungen zum Abschluss der UN-
Seerechtskonvention beendet werden. Zunächst fand v o m 3.-28. August 
1981 in Genf die zweite Hälf te der 10. Session dieser Konferenz statt . Vertre-
ter von 146 Staaten nahmen daran te i l . Und schliesslich fand vom 8. M ä r z -
30 . Apr i l 1982 die 11 . Session statt, an der der Ver t rag verabschiedet wurde. 
Vert reter von 157 Staaten waren zu diesem Zweck anwesend. 
Ausgangspunkt der Verhandlungen war eine 1967 von Malta eingebrachte 
In i t iat ive, welche die Meere zum gemeinsamen Erbe der Menschheit erklä-
rte und diese gemeinsam nutzen wol l te . Die jungen Nationalstaaten wo l l ten 
an der Meeresnutzung, welche sich durch technischen For tschr i t t intensivier-
te, vermehrt betei l igt werden. Die Verhandlungen hat ten zum Ziel , das See-
recht und den Tiefseebergbau neu zu regeln. Gegenüber einer Internat iona-
lisierung hat sich aber eher eine Nationalisierung der Meere durchgesetzt, 
z.B. durch die Ausdehnung küstenstaatlicher Hohei tszonen. 
Die nach langwierigen, am Schluss durch die Oppos i t ion der USA geprägten 
Verhandlungen verabschiedete Konvent ion w i r d höchstwahrscheinl ich in 
Kra f t t reten können. Ihre Bedeutung ist jedoch noch n ich t endgül t ig abzu-
schätzen. Würden neben den USA, deren Abseitsstehen bereits sicher ist, 
die meisten je tz t noch abwartenden europäischen Staaten auch n icht beitre-
ten , so verlöre sie an Bedeutung. Hingegen werden die UdSSR der Konven-
t ion beitreten (10) . 
Die Arbe i t der 10. Session wurde durch die abwartende Hal tung der USA 
ziemlich b lock ier t . Die neue Reagan-Administrat ion hatte näml ich beschlos-
sen, die unter Carter erfolgte Zust immung zum Ver t ragsentwur f rückgängig 
zu machen. Ihre zu Beginn der 1 1 . Session eingebrachten Revisionsvorschläge, 
insbesondere gegen die einschränkende Handhabung des Tiefseebergbaus, wur-
de von den Entwicklungsländern grösstenteils abgelehnt. 
Die 10. Session : 2. Hälfte 
Vor der zweiten Hälfte der 10. Session waren folgende wicht ige Gegenstände 
der Konvent ion geregelt : 
— Ausdehnung des Küstenmeeres als Territorialgewàsser auf 12 Seemeilen. 
Die freie Durchfahr t soll fu r ausländische Schi f fe gewährleistet sein, sofern 
sie f r iedl ichen Zwecken dient. 
— Err ichtung einer exklusiven Wirtschaftszone von 200 Seemeilen, innerhalb 
derer die Staaten das voile ökonomische Ausbeutungsrecht innehaben. 
— Regeln zum Umweltschutz und zur weiteren Meeresforschung. 
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Zur Diskussion standen noch die folgenden Vorschläge : 
— Die internationale Zone wird der Kontrolle einer neuen internationalen 
Behôrde unterstellt, die Lizenzen zur Exploration und Ausbeutung ver-
gibt. 
— Aufstellen von Regeln des Technologietransfers. 
Die 2. Hälfte der 10. Session sah zur Weiterbehandlung dieser Vorschlàge 
hauptsàchlich vier Verhandlungspunkte vor : 
— die Ziehung der Meeresgrenzen 
— die Bestellung einer vorbereitenden Kommission 
— die Teilnahme an der Konvention von nationalen Befreiungsbewegungen 
und internationalen Organisationen 
— den Schutz der Investitionen zum Abbau der Meeresbodenschätze, welche 
vor dem Inkrafttreten des Vertrags getätigt wurden. 
Der Fortgang der Verhandlungen war geprägt von der Erklärung der Vereinig-
ten Staaten, dass ihre Ueberprüfung des Vertragsentwurfs in eine entschei-
dende Phase getreten, aber noch nicht abgeschlossen sei. Insbesondere stehen 
die Vereinigten Staaten dem Teil XI des Vertrags (Internationale Zone) 
ablehnend gegenüber. 
Die Entwicklungsländer hingegen hielten am bisherigen Vertragsentwurf fest 
und waren von der abwartenden Haltung der Vereinigten Staaten enttäuscht. 
Insbesondere wollten sie keine Aenderung von Punkten zulassen, die schon 
behandelt wurden und über die man sich einig wurde. Die USA könnten 
sich nicht über die Absichten von über 150 Staaten hinwegsetzen, ohne das 
Prinzip von Treu und Glauben in den Verhandlungen zurückzuweisen, sagte 
der Sprecher der "Gruppe der 77". Wenn die USA glauben, den Meeresbo-
den ohne Abmachungen abbauen zu können, so sei ihnen entgegenzuhalten, 
dass man nicht einzelnen erlauben kann, was den andern untersagt bleibt. 
Ohne sich über diese Regelung des Tiefseebergbau einigen zu können, fällte 
die Konferenz vier wichtige Entscheide : 
— Abgrenzung der Wirtschaftszonen und des Festlandsockels zwischen sich 
gegenüberliegenden Staaten oder solchen, deren Kùsten aneinandergren-
zen, 
— Standort der künftigen UN-Meeresbodenbehörde wird Kingston/Jamaica 
sein, 
— Das künftige UN-Seerichtsgericht wird in Hamburg seinen Sitz haben, 
— Trotz offener Fragen wird der bisherige informelle Vertragsentwurf 
künftig der offizielle Vertragsentwurf sein. 
Nach Abschluss der 10. Session blieben weiterhin wichtige Fragen zu lösen, 
nämlich : 
— Beteiligung nationaler Befreiungsbewegungen und internationaler Organi-
sationen an der Konvention, 
— Fragen des Investitionsschutzes und 
— Teil XI des Konventionsentwurfs ùber den Bergbau am Meeresboden in 
der internationalen Zone (11). 
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Die 11. Session 
Während der 1 1 . Session der Konferenz sol l ten der Inhal t der Konvent ion 
endgült ig gek lär tund der Vertrag verabschiedet werden. Die USA gaben ihre 
abwartende Haltung auf und stellten ihre Revisionsvorschläge zur Regelung 
des Meeresbodenberghaus und weitere Aenderungen vor. Insbesondere wo l l ten 
sie den reglementierten Tiefseebergbau durch ein liberales A b k o m m e n , 
welches ihre Bergbauunternehmen bevorzugt hät te , ersetzen. 
Die Entwicklungsländer und die Staatshandelsländer wollten jedoch das 
vorgeschlagene Vertragswerk nicht in Frage stellen und drängten auf eine 
Verabschiedung. Sie akzeptierten aber die Forderung der wichtigsten westli-
chen Industrielànder nach einem Investitionsschutz für bereits getätigte 
Explorationsarbeiten. Bei den Verhandlungen spielte eine Gruppe kleinerer 
Industrielànder, darunter die Schweiz, eine Vermittlerrolle. Jetzt kann von 
vier Staaten (Frankreich, Japan, Indien, UdSSR) und von vier privaten 
Konsortien unter der Führung amerikanischer Unternehmen, sowie von der 
UN-Meeresbodenbehôrde der Abbau vorbereitet werden. Nach Inkrafttreten 
der Konvention kann mit diesem begonnen werden. 
Ausserdem wurde die juristische Stellung der Industrielànder innerhalb der 
zukùnftigen UN-Seerechtsbehörde verstàrkt. Schliesslich erhalten die Be-
freiungsbewegungen die Möglichkeit, die Schlussakte der Konferenz zu unter-
zeichnen und später als Beobachter bei der Seerechtsbehôrde vertreten zu sein. 
An der von den USA verlangten Abstimmung über die Konvention stimmten 
130 Nationen für die Konvention, vier stimmten dagegen (USA, Israel, 
Tùrkei, Venezuela) und 17 enthielten sich der Stimme, vor allem westliche 
Industrieländer und Staatshandelsländer. Die Schweiz stimmte der Konven-
tion zu, ebenso wie Frankreich und Japan. 
Dièse soll nun Ende des Jahres in Caracas unterzeichnet werden und tritt ein Jahr, 
nachdem sie von mondestens 60 Signatarstaaten ratifiziert worden ist, in 
Kraft (12). 
Die wichtigsten Vereinbarungen der UN-Seerechtskonvention 
Die UN-Seerechtskonvention umfasst u.a. die folgenden wichtigen Verein-
barungen : 
— Küstengewässer und Durchfahrtsrechte : Die Hoheitsgebiete der Küsten-
staaten erstrecken sich 12 Meilen weit. Eine friedliche Durchfahrt ist 
möglich. Ausserhalb dieser Gewässer ist die freie Durchfahrt und der Ueber-
flug gewährleistet. Binnenstaaten haben freies Zugangsrecht zum Meer. 
— Wirtschaftszone : Innerhalb von 200 Meilen haben die Küstenländer allei-
nige Fischereirechte. 
— Festlandsockel : Unter bestimmten Bedingungen gehören über die Wirt-
schaftszone hinaus innerhalb einer 350-Meilen-Zone (oder sogar darüber) 
alle Bodenschätze allein den Küstenstaaten. 
— Tiefseebergbau : Die Rohstoffvorkommen ausserhalb der Nutzungszone 
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der Kùstenstaaten können nur un ter K o n t r o l l e der UN-Meeresboden-
behôrde abgebaut w e r d e n . Sie un te rhà l t ein eigenes Tiefseebergbauunter-
nehmen (UN-Enterpr ise-System) u n d verg ib t L izenzen z u m A b b a u der 
Meeresbodenschätze an pr ivate und staat l iche U n t e r n e h m e n . Die Boden-
schätze werden als gemeinsames Erbe der Menschhei t be t rachte t . 
— Die Mitg l iederstaaten sind fur den Schutz der See vor Umwe l t ve rschmut -
zung v e r a n t w o r t l i c h (13) . 
Die Haltung der Schweiz 
Die Schweizer Delegation, geleitet von Botschafter Monnier, hatte je nach 
Sachgebiet verschiedene Interessen zu wahren. Sie vertrat ja ein industria-
lisiertes Binnenland mit einer eigenen Handelsflotte. Die Regelung eines 
freien Schiffahrtsverkehrs auf den Weltmeeren ist fur die Handelsflotte von 
grossem Interesse und die im Entwurf vorgesehenen Regelungen (Flaggen-
recht, freier Zugang zum Meer, freie Durchfahrt) sind zufriedenstellend. 
Beim Abbau der Meeresbodenschätze in der internationalen Zone befürwortet 
die Schweiz ein System, welches die Monopolisierung dieser Reichtümer 
durch eine geringe Anzahl Länder untersagen wurde. Sie hat ein wirtschaftli-
ches Eigeninteresse, durch Ingenieur- oder Ausrüstungsaufträge am Abbau 
mitbeteiligt zu werden. Sie widersetzte sich daher einer zu engen Regelung, 
welche den Einsatz von Schweizer Technologie von vorneherein verunmö-
glichen wurde und sprach sich gegen einen zu freizügigen Technologietrans-
fer aus (14). 
Zwischen den beiden Sessionen fand im vergangenen Winter ein Treffen von 
Vertretern aus acht Industrielàndern und Industrievertretern statt, welche 
unter Ausschluss der Entwicklungsländer und der UN-Seerechtskonvention 
um eine Koordination ihrer nationalen Gesetzgebungen bemüht waren. 
Diese Mini-Konvention derjenigen Staaten, welche Kapital und Technologie 
besitzen, um die Meeresbodenschätze abbauen zu können, sollte einer ko-
ordinierten Rechtsetzung dienen, um mit dem an grosse Investitionen gebun-
denen Abbau beginnen zu können (15). 
Auch die Sowjetunion verabschiedete ein Dekret über den Abbau von Boden-
schätzen am Meeresboden ausserhalb des Festlandsockels. Es gilt bis zum 
Inkrafttreten der Seerechtskonvention (16). 
4. KONFERENZ ZUR REVISION DES 
INTERNATIONALEN PATENTRECHTS 
An der letztjährigen Session der Patentrechtskonferenz über die von den 
Entwicklungsländern angestrebte Revision des Patentrechts zeichnete sich 
für diese die Möglichkcit ab, exklusive Zwangslizenzen einfùhren zu können. 
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Der Vorschlag stösst auf grossen Widerstand bei den Industrielàndern, die 
USA opponieren grundsätzlich. Die gespaltenen Industrieländer halten ein 
Scheitern der Revision fur môglich. Die Schweiz gehôrt zu den aktiven Ver-
tretern jener Industrieländer, welche die Revision möglichst abschwachen 
wollen. Die nächste Session findet im Oktober 1982 statt. 
Vom 28. September - 24. Oktober 1981 fand in Nairobi die zweite Session 
der diplomatischen Konferenz zur Revision der Pariser Verbandsùber-
einkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums statt. Einberufen wurde 
diese Konferenz von der OMPI. Es nahmen Vertreter von 68 Staaten sowie 
als Beobachter 16 zwischenstaatliche oder nichtstaatliche Organisationen 
teil. Eine erste Session fand 1980 in Genf statt, eine dritte Session der 
Patentrechtskonferenz wurde auf Oktober 1982 in Genf festgelegt (17). 
Heute befinden sich 85% der Patente in Entwicklungsländern in auslàndi-
schem Besitz, vor allem bei Eigentümern aus den USA, der Bundesrepublik, 
Frankreich, Grossbritannien und der Schweiz — den "Grossen Fünf" im 
Patentwesen. Störend an der heutigen Patentsituation ist jedoch nicht so 
sehr der ausländische Besitz, sondern dessen praktische Auswirkungen. 
Der Hauptharst der Patente in den Entwicklungsländern — nämlich 95% — 
werden nàmlich nicht genutzt. Sie befinden sich zudem überwiegend im 
Besitz einiger transnationaler Gesellschaften aus den "Fünf Grossen" Ländern. 
In der Regel schützt ein Patent nicht nur ein Produkt oder eine Verfahrens-
technik, sondern auch dessen Vertrieb oder Import. Stillgelegte Patente wir-
ken sich nach Aussagen der Entwicklungsländer negativ auf ihr Wirtschafts-
wachtums aus und behindern ihre Industrialisierung (18). 
Das Ziel der Konferenz ist es, die Mindestschutzbestimmungen fur Patente, 
Muster und Marken, sowie jene zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs, 
an die wirtschaftliche und technologische Situation der Entwicklungslànder 
anzupassen. Dazu dient eine Verstärkung der Sanktionen im Interesse der 
industriellen Verwertung patentierter Erfindungen in Entwicklungslàndern. 
Die vorgesehene Revision setzt die Akzente im Patentrecht neu. Während 
von den Technologielieferanten her der Schutz der Monopolrechte des 
Patentinhabers im Vordergrund steht, geht es den Entwicklungsländern vor 
allem um die gewerbliche/industrielle Ausübung der Patente. 
Ausgangspunkt der Revision ist ein bereits ausgearbeiteter Expertenentwurf 
von 1975. Dieser sieht einen Zwang zur Patentausübung und stàrkere Sank-
tionen als bisher in Form von Zwangslizenzen oder Verfall des Patents bei 
unterlassener oder ungenügender Ausübung vor. 
Die Beratungen in Nairobi 
Im Vordergrund der Beratungen in Nairobi stand eine Neufassung von Art. 
5A der Pariser Verbandsübereinkunft. Dieser erschwerte bisher weitgehend 
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ein Vorgehen gegen die Nichtausübung einer Erfindung. Die vorläufige neue 
Fassung hingegen "regelt die Rechtsfolgen bei unterlassener, ungenügender 
oder missbräuchlicher Patentausübung und sieht Sondermassnahmen zuguns-
ten der Entwicklungsländer vor. Diese Länder sollen in ihrer Gesetzgebung 
exklusive Zwangslizenzen vorsehen dürfen; allerdings nur unter den ein-
schränkenden Voraussetzungen, dass die Lizenz nicht vor 30 Monaten seit 
der Patenterteilung und nur bei Patentmissbrauch erteilt wird (wobei blosse 
Nichtausübung des Patentrechts nicht als Missbrauch anerkannt wird) und 
ferner, dass die Exklusivität höchstens 4 1/2 Jahre dauern darf. Ausserdem 
dùrfen die Entwicklungsländer den Patentverfall und -widerruf vorsehen, 
wenn nach einer fünfjährigen Wartefrist seit der Patenterteilung behördlich 
festgestellt ist, dass eine Zwangslizenz nicht ausreicht, um die industrielle 
Verwertung der Erfindung im Inland sicherzustellen (19)" . 
Diese, in wesentlichen Punkten von den Entwicklungsländern vorgeschlagene 
Revision stiess auf starken Widerstand seitens der Vertreter aus den Industrie 
ländern. Zu Beginn der Konferenz versuchten diese zunächst, diese Forderun-
gen abzuschwächen, waren sich in ihren Revisionsvorschlàgen aberselber 
nicht einig. Eine Gruppe von sechs im Patentbereich weniger wichtigen Indus-
trieländern (Australien, Kanada, Neuseeland, Portugal, Spanien, Tùrkei) 
wandte sich gegen ein Sonderrecht für Entwicklungslànder. Sie beanspruchte 
weiterhin eine universell gleiche Anwendung des Patentrechts, jedoch unter 
Einbezug der Revisionsvorschläge von Seiten der Entwicklungsländer. Dies, 
um ebenfalls in den Genuss der von den Entwicklungslàndern angestrebten 
Vorteile zu gelangen. 
Nach der Feststellung der zentralen kontroversen Punkte und weiterer 
Verhandlungen in einer Untergruppe gelang es den Vertretern der Industrie-
länder, den Entwicklungsländern zusätzliche Konzessionen abzuringen. So 
sind jetzt Rechtfertigungsmöglichkeiten des Patentinhabers bei Nichtaus-
ùbung des Patents, Bedingungen für Patentverfall und -widerruf und die 
Erteilung von Exklusivzwangslizenzen festgelegt. Unerledigt bleibt nach den 
bisherigen Verhandlungen die Frage der Universalitàt des Patentrechts oder 
eventueller Sonderrechte für die Entwicklungslànder und die wirtschaftlich 
schwächeren Industrieländer. 
Diese Revisionsvorschlàge sind jedoch nur ein Teil der gesamten Revision und 
werden erst am Schluss der Konferenz zur Abstimmung gelangen. Bereits 
jetzt hat aber der Vertreter der USA seine Opposition gegen das bisherige 
Verhandlungsergebnis angekùndigt (20). 
Die Rolle der Schweiz 
Die Schweizer Delegation wurde geleitet von P. Braendli, Direktor des BAGE 
(Bundesamt fur geistiges Eigentum) und umfasste neben weiteren Mitgliedem 
aus diesem Bundesamt u.a. auch einen Vertreter des Vororts. Der Leiter der 
Schweizer Delegation amtete gleichzeitig als Wortführer der Industrielànder. 
Die Schweiz war ebenfalls in allen Zwischenverhandlungen vertreten und 
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spielte so eine wichtige Rolle beim Ablauf der Konferenz. 
In den Beratungen gehörte die Schweiz mit den USA, dem Fürstentum 
Liechtenstein und Japan zu jenen vier Industrieländer, welche am längsten 
die von den Entwicklungslandern vorgeschlagene Revision ablehnten. Sie 
gehörte auch zu den Hauptinitianten eines ersten Gegenvorschlags des 
Industrieländer. Insbesondere trat die Schweiz immer wieder fur die Beibe-
haltung von Rechtfertigungsmöglichkeiten (justification clause) des Patent-
inhabers ein und lehnte Exklusivzwangslizenzen ab. In weiteren Punkten 
(Patentverfall, Fristen) zeigte sich die Schweiz als recht harter Verhandlungs-
partner, oder reihte sich zumindest immer in die Vorschläge der Mehrheits-
gruppe der Industrielànder ein (21 ). 
Vor Beginn der Konferenz kam es zu einer parlamentarischen Interpellation, 
in deren Beantwortung der Bundesrat u.a. die schweizerischen Verhandlungs-
ziele umriss : "Die Schweiz gehört zu den Gründerstaaten der Pariser Ver-
bandsübereinkunft von 1883 und ist seither Mitglied. Als einer der nam-
haften Technologiegeber ist sie an einer adäquaten Ausgestaltung des interna-
tionalen gewerblichen Rechtsschutzes in besonderem Masse interessiert. Die 
vielseitigen Handelsbeziehungen unseres Landes und die stete Suche nach 
neuen Absatzmärkten rufen anderseits nach einer Erweiterung des Kreises 
der Mitglieder der Uebereinkunft durch die Staaten der dritten Welt. 
Unser Land hat deshalb ein Interesse, darauf hinzuwirken, dass durch die 
Revision das im Zuge der bisherigen sechs Konventionsanpassungen erreich-
te Schutzniveau möglichst erhalten bleibt. Unangemessenen Forderungen, 
die zu einer Erosion der gewerblichen Schutzrechte, insbesondere des Patent-
rechts führen, ist entgegenzutreten. Das schliesst allerdings Anpassungen an 
die besonderen Bedürfnisse der Entwicklungsstaaten, namentlich im patent-
rechtlichen Bereich, nicht aus und liegt auch im Rahmen unserer Entwicklungs 
politik. Sie müssen jedoch so gestaltet sein, dass sie dem gewünschten Fluss 
und der Entwicklung von Technologie nicht entgegenwirken und einen 
gerechten Ausgleich zwischen den Interessen der Schutzrechtsinhaber einer-
seits und den Nutzern anderseits bringen. 
Es ist ebenfalls ein Anliegen der Schweiz, der PVUe ihren universellen Cha-
rakter zu erhalten; denn nur diese Universalität gewàhrleistet weltweit eine 
Angleichung der gewerblichen Schutzrechte. Sonderbehandlung zugunsten 
bestimmter Länder und Làndergruppen soll daher den Ausnahmecharakter 
wahren und den universellen Charakter der Uebereinkunft nicht substantiell 
beeinträchtigen (22)." 
Nach Abschluss der zweiten Session in Nairobi wurden deren Ergebnisse von 
den Industrieverbànden der Industrielànder einhellig abgelehnt. Sie forderten 
eine Rücknahme der Ergebnisse, welche einer Aushôhung des Patentrechts 
gleichkämen (23). 
Bei einer Vorbereitungstagung der "Gruppe B" im Juni 1982 in München 
bliebendie unterschiedlichen Interessen ihrer Mitgliedstaaten bestehen. Man 
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scheint vorlàufig an den Ergebnissen von Nairobi festzuhalten. Insbesondere 
die skandinavischen Staaten traten dafùr ein, wàhrend die USA weiterhin 
opponieren. Informell kann man jedoch die Ueberzeugung von Delegations-
mitgliedern und werteuropàischen Patentjuristen hôren, die Revision sei 
fehlgeleitet. Denn dièse Revision bringe den Entwicklungslàndern selber 
langfristig keine Vorteile, und die Verhandlungen seien neu aufzunehmen (24). 
5. WEITERE KONFERENZEN 
5 .1. FAO-Konferenz 
Opposition an der21. FAO-Konferenz : Fùnf Industrielànder, zusammen 
die Hauptgeldgeber der Organisation, stimmten gegen das Budget. Sie 
wollten damit ihre Kritik an den wachsenden, aber nicht effizienter einge-
setzten FAO-Ausgaben ausdrucken, wàhrend sie selber im nationalen 
Rahmen Sparmassnahmen ergreifen mûssen. Die Schweiz gehôrte zu den 
Nein-Stimmern. Die Ernâhrungs- und Landwirtschaftshilfe so/l aber nicht 
reduziert werden. 
Die 21 . Konferenz der FAO fand vom 7.-26. November 1981 in Rom statt. 
An dieser aile zwei Jahre stattfindenden Konferenz waren aile 152 Mit-
gliederstaaten anwesend, darunter fùnf Staaten, die neu aufgenommen 
wurden. Die Hauptthemen der Konferenz betrafen die globale Ernàhrungs-
und Landwirtschafssituation, die Gmndlinien einer Agrarpolitik sowie den 
Haushalt der FAO. 
Wàhrend die Generaldebatte und die Arbeiten in der 1. Kommission zur 
Ueberprùfung der Lage in Welternàhrung und Landwirtschaft sowie die in 
der 3. Kommission behandelten rechtlichen und administrativen Fragen 
kaum zu kontroversen Diskussionen Anlass gaben, gaben die Sitzungen der 
2. Kommission zu kontroversen Diskussionen Anlass. Ausserdem wurde 
FAO-Generaldirektor E.Saouma fur eine neue Amtsperiode von sechs 
Jahren bestàtigt. 
Die Kritik am Budget 
Die Kernpunkte der Diskussionen in der 2. Kommission der Konferenz 
betrafen die Erhôhung des Verwaltungsbudgets und die interne Organisation 
der FAO-Programme. Die FAO schlug ein ordentliches Zweijahres-Budget 
von 368 Mio. US-Dollar vor. Dies bedeutet gegenùber der abgelaufenen 
Période eine Erhôhung um real 5,8%. Wàhrend die Entwicklungslànder fast 
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ohne Ausnahme dièse neuen Budgets unterstùtzen, wurde von den meisten 
Industrielàndern eine Erhôhung des Budgets in diesem Ausmass kr i t is ier t . 
Bei der Abs t immung wurde das Budget gutgeheissen und zwar m i t 120 Ja-
St immen, 5 Nein-Stimmen von Industr ielàndern, darunter die Schweiz und 
neun Enthal tungen, ebenfalls m i t einer Ausnahme von Industr ie làndern. Die 
f ù n f neinst immenden Lànder (USA, Japan, Bundesrepubl ik Deutschland, 
Grossbritannien und Schweiz) vereinigen 53,65% der Beitragszahlungen auf 
sich. Die Schweiz gab im Namen der f ù n f neinst immenden Staaten eine 
Erklàrung ab. Dieser schlossen sich vier Staaten an, die sich der St immen 
enthal ten hat ten. 
In der Erklàrung w i rd angefùhr t , dass das Nein zum Budget n icht ein Nein 
zur Verbesserung der Ernàhrungssituation in den Entwick lungslândern und 
auch keine Verkennung der wicht igen Rolle, die die F A O dabei spiele, be-
deute. Man kônne aber nicht internat ional solchen Budgeterhôhungen zust immen, 
wenn auf nationaler Ebene gespart werden musse. Die F A O wàre auch bei 
einem Nul lwachstum des Budgets — hôchtens m i t Inflationsausgleich — in 
der Lage, ihre wesentl ichen Aufgaben zufr iedenstel lend zu er fù l len. Sie 
musse dazu ihren Apparat rationalisieren, ihre Pr ior i tâten neu ùberdenken 
und dabei unnôt ige und ùberholte Programme ausscheiden. Eine Erhôhung 
des Verwaltungsbudgets trage nicht automatisch und ohnehin nur sehr be-
schrânkt zu einer Verbesserung der Ernàhrungssituat ion in den Entwicklungs-
lândern bei. 
Schliesslich nahm die Konferenz auf mexikanischen Vorschlag hin eine 
Resolut ion ùber landwir tschaft l ich wichtiges genetisches Pflanzenmaterial 
("Gen-Ressourcen") an. Dièse verlangt von der F A O , eine Konvent ion vor-
zubereiten, welche den freien Zugang und den Austausch von Gen-Ressour--
cen regelt. Ebenfalls verlangt die Resolution eine Studie ùber die Err ichtung 
internat ionaler Gen-Banken fur Landwirtschaftszwecke unter Au fs ich t der 
F A O . 
Die Position des Schweiz 
Die Schweizer Délégation wurde vom Di rek tor des Bundesamtes fu r Land-
wir tschaf t , Piot, geleitet. Sie wies noch gesondert darauf h in , dass sie t ro tz 
des Neins die FAO grundsàtzlich unterstùtze, da sie " a u f dem Gebiet der 
Nahrungsmittelversorgung und insbesondere im Kampfe gegen den Hunger 
in der 3. Welt eine sehr wicht ige Aufgabe zu e r fù l l en . . . " habe (25) . In der 
weiteren Diskussion zeigte sie sich einer verstârkten Dezentral isierung der 
FAO nicht abgeneigt, sieht aber einige Punkte des Programms noch n icht 
genùgend geklàrt. Sie ist auch der Meinung, dass eine rasche Dezentralisie-
rung n icht unter den besten Bedingungen ablaufen wùrde . 
In Bezug auf das "Technical Coopérat ion Programme" ist die Schweiz m i t 
andern Industrielàndern der Meinung, dass dièses Programm zwar aufrecht-
erhalten, aber n icht verstàrkt werden solI. Bei den Spezialakt ionsprogram-
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men, die n icht zum regulâren Budget gehôren und bei denen die Schweiz 
zu den sechs wicht igsten Geberlàndern gehôrt , bemângelt die Schweiz deren 
ungenùgende Evaluat ion und mach te ine weitere f inanziel le Unterstùtzung 
von einer verbesserten Pro jek tdurchfùhrung und Pro jek tkont ro l le abhângig. 
Zur K r i t i k der Industr ielànder gab ebenfalls das Evaluationssystem der F A O 
Anlass, welches rein interner Natur b le ibt . Die Schweiz wurde das FAO-
Sekretariat bei der Ausarbei tung ergànzender Evaluationssysteme (z.B. drei-
parteil iche Evaluation) unterstùtzen und erk làr t sich unter gewissen Bedin-
gungen bereit, einen substantiellen Beitrag f u r den Au fbau solcher Evalua-
t ionsinstrumente zu leisten. 
In ihrer Stel lungnahme zur "Gen-Reso lu t i on " scheint der Schweizer Déléga-
t ion eine FAO-Gen-Bank und eine internat ionale Konvent ion n icht notwen-
dig, hingegen eine verbesserte Koord ina t ion bestehender Gen-Banken unter-
einander (26) . 
5.2. UN-Umwel tkon ferenz 
7>ofz weltweiterSensibilisierunghat die Belastung der natûrlichen Umwelt 
durch den Menschen zugenommen. Dies ist eine erste Bilanz des 
UN-Umweltprogramms UNEP. Wàhrend die Entwicklungslànder eine Lôsung 
im globalen Rahmen suchen, konnte sich die Konferenz nur auf die Verstàr-
kung einzelner Aktivitàten des Programms einigen. Die Schweiz brachte an 
der Konferenz eigene Vorschlàge zum Umweltschutz ein. 
V o m 10.-18. Mai 1982 fand in Nairobi am Sitz der UNEP eine Sondersitzung 
dièses UN-Umwel tp rogramms statt . 105 Staaten, darunter auch die Schweiz 
durch eine Délégation unter der Lei tung von Bundesrat Hùr l imann , waren 
vertreten. 
UNEP wurde an der ersten UN-Minis terkonferenz ùber Umwel tschutz im 
Jahr 1972 in S tockho lm gegrùndet. Es ist das einzige Gremium, in dem sich 
Regierungen und internat ionale Organisationen regelmàssig zur Behandlung 
wel twei ter Umwel tp rob leme t re f fen kônnen. UNEP f ù h r t n icht selbst Pro-
jekte durch, regt sie aber an, betei l igt sich an deren Finanzierung und ùber-
wacht den Vo l lzug. 
Die Tàt igkei t von UNEP geschieht auf drei verschiedenen Gebieten : Im 
Rahmen des sog. "Plan V ig ie " w i r d die globale Umwel ts i tua t ion ùberwacht . 
Sodann befasst sich UNEP m i t der eigentl ichen Umwel tschutz tà t igke i t 
durch Programme, z.B. zum Schutze regionaler Meere oder zum Kampf 
gegen die Versteppung. Schliesslich nehmen Unterstùtzungsmassnahmen, 
nament l ich Ausbi ldung und Erziehung im Umwel tbere ich , einen wicht igen 
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Platz e in . Zahlreiche Ak t iv i tà ten von UNEP sind auf Entwick lungslànder 
ausgerichtet. 
Die UNEP-Sondersession in Nairobi war Anlass zu einer Rùckschau ùber die 
zehn Jahre Tàt igke i t seit S tockho lm und zum Ausb l i ck in die Z u k u n f t . Seit 
Beginn der Tàt igke i t von UNEP ist die Sensibi l isierung f u r Umwe l tp rob leme 
allgemein gewachsen. Der Zusammenhang zwischen U m w e l t und Entwick lungs-
problemen wurde hergestellt. M i t den wachsenden U m w e l t p r o b l e m e n jedoch 
konn ten die prakt ischen Erfolge des Ak t ionsprogramms 1972-82 n ich t 
Schr i t t hal ten. Die Belastung der natùr l ichen U m w e l t durch menschl iche 
A k t i v i t à t e n hat wei ter zugenommen. Dauert dièse Tendenz an, so w i r d sich 
die Umwel ts i tua t ion verschlechtern. Nach wie vor sind Wâlder, f ruchtbare 
Bôden und Wasser ebenso gefàhrdet wie die A tmosphère und der Bestand 
der Tier- und Pflanzenwelt. 
A u f g r u n d der erhôhten Achtsamkei t gegenùber wachsenden Umwel tp rob le -
men fordern die Entwicklungslànder zunàchst e inmal mehr Finanzen f u r das 
UNEP-Programm, insbesondere fu r ihre eigenen Bedùrfnisse, und unterstùtzen 
die Er r ich tung einer Neuen Internat ionale Wi r tschaf tscrdnung ( N I W O ) . 
Die Industr ielànder wol len nur eine unverb ind l iche Absichtserk lârung ohne 
grôssere f inanziel le Verpf l ich tungen abgeben. Sie betonen aber die Eigen-
veran twor t l i chke i t der Entwicklungslànder bei der Lôsung von U m w e l t -
prob lemen und sind bereit, Entwick lungspro jek te verstârkt unter ôko lo -
gischen Gesichtspunkten zu begutachten. UNEP soll we i te rh in Katalysator 
f u r Unwel tschutzakt iv i tà ten bleiben und n ich t operat ionel l werden . Als 
Ursachen fu r die nur teilweise Verw i rk l i chung des Ak t ionsprogramms 1972-
1982 wurden in der Schlusserklârung das fehlende pol i t ische Durchsetzungs-
vermôgen der Staaten, der Finanzmangel sowie Koord inat ionsschwier igke i -
ten gênant. Zwecks Verbesserung der Koord ina t i on wurde ein System 
" S W M T E P " geschaffen, das erstmals ùber sàmt l iche nur erdenkl ichen Umwel t -
schutzakt iv i tà ten im Rahmen aller Organisat ionen in- und ausserhalb der 
U N O A u s k u n f t g ibt . 
Die Entwicklungslànder werden zu eigenen Anstrengungen angehalten. 
Hohes Bevôlkerungswachtum, einseitige Entw ick lungsmodel le u n d Ressour-
cenausbeutung schaffen Umwel tp rob leme. Nur eine N IWO kônne A r m u t und 
Ueberkonsum beseitigen. Die Lôsung der U m w e l t p r o b l e m e ist eine globale 
Aufgabe. 
Neben der Erk làrung, die ziemlich unverb ind l ich b le ib t , w i r d ein Programm-
d o k u m e n t verfasst, das konkrete Forderungen enthà l t . Das UNEP-Programm 
soll verstârkt régional und internat ional ùber U m w e l t p r o b l e m e in fo rmie ren , 
entsprechende nationale Gesetze sind zu fo rde rn . Geforder t w i r d auch eine 
E x p o r t k o n t r o l l e von Pestiziden und anderen P roduk ten , welche in Industr ie-
làndern verboten sind, aber wei terh in in Entwick lungslànder expor t i e r t 
werden. 
Dem Verwal tungsrat w i rd empfoh len , die Modal i tâ ten fu r die Schaf fung 
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einer sog. "unabhângigen K o m m i s s i o n " vorzubere i ten. Deren Aufgabe w i r d 
darin bestehen, eine Umweltstrategie zu erarbei ten, die bis zum Jahr 2000 
reicht. M i t dem Vorschlag der Sondersession w i r d sich auch die UN-General-
versammlung zu befassen haben (27) . 
Die Vorchlâge der Schweiz 
A n der Sondersi tzung t ra t die Schweiz vor dem Hin tergrund ihrer Arbe i ten 
an einem Umweltschutzgesetz dafûr e in , bisherige nat ionale Umwel tschutz-
akt iv i tâ ten auch auf internat ionale Ebene zu ve rw i rk l i chen ; dies sei jur ist isch 
abzusichern. Umwel tschutz habe vor al lem mi t te ls vorbeugender Massnahmen 
zu geschehen; internat ional solle bei umwel tschàdigendem Verhal ten 
das Verursacherpr inz ip angewendet werden. Energieverbrauch und Land-
wi r tschaf t in den Entwick lungslândern sol l ten nach ôkologischen Prinzipien 
erfolgen. Die Durchsetzung von Umwel tschutzpostu la ten solle jedoch den 
beschrànkten f inanziel len M i t t e ln entsprechen. Schliesslich sei die Schweiz 
der Grùndung einer Umwel tschu tzkommiss ion n icht abgeneigt (28) . Die 
Schweiz betei l igt sich am Budget der UNEP, das 30 Mio US-Dol lar betrâgt, 
m i t 1 M io Fr. A n der anschliessenden Versammlung des UNEP-Verwal tungs-
rats war die Schweiz ver t re ten, da sie 1981 f u r drei Jahre in dièses Gremium 
gewàhlt wurde (29) . 
Die Konferenz wurde begleitet von einem internat ionalen Sympos ium von 
Umwel tschutzverbànden aus 45 Làndern. Die Schweiz war allerdings n ich t 
vert reten. Die Umwel tschutzverbànde der Entwick lungslànder vert raten 
dabei die Meinung, die grôsste Gefahr fur die U m w e l t in Entwick lungslândern 
kàme v o m hohen Verbrauch von natùr l ichen Ressourcen in den Industr ie-
làndern, welche sie aus Entwick lungslândern impor t ie ren . 
5.3. WHO-Generalversammlung 
Die WHO wi/l im Patentbereich, in der Versorgung der Bevôlkerung mit 
Medikamenten aktiv werden und die Einhaltung des "Babynahrungskodex 
fordern. Dies sind wichtige Ergebnisse der 35. Generalversammlung. Die 
Schweiz begrùsst dièse Aktivitàten. 
V o m 3.-14. Mai 1982 tagte in Genf die 35 . Generalversammlung der W H O . 
Zunâchst wurde das Arbe i tsprogramm der Organisat ion fu r die Jahre 1984-
89 angenommen. Dièses bi ldet die Grundlage der Stratégie "Gesundhe i t fu r 
aile bis z u m Jahre 2 0 0 0 " . Hauptz ie l ist die gesundheit l iche Grundversorgung 
der ganzen Bevôlkerung in allen Làndern. Dann fasste die Versammlung 
weitere wicht ige gesundheitspol i t ische Beschlùsse. 
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Die WHO-Politik in den Bereichen Patente, 
Medikamente und Babynahrungskodex 
Die W H O w i rd sich auf dem Gebiet der fu r die Gesundhei t w icht igen Patente 
betàt igen, die Durchfùhrung ihres Ak t ionsprogramms der unerlàsslichen 
Medikamente an die Hand nehmen und die A n w e n d u n g des "Babynahrungs-
k o d e x " fo rdern . Durch ihre Pol i t ik im Patentbereich w i l l die W H O , w o not-
wendig, die Forschung fo rdern . Dies kann sie selbst t u n oder Beitrâge an 
ô f fent l iche und private Inst i tu t ionen leisten. Sie w i l l Patente, Er f inderzer t i -
f i ka te oder zumindest Ante i le an patent ierbaren Gesundhei tstechnologien 
erwerben. Dami t sollen neue Technologien gefôrdert werden , die dem Al lge-
meininteresse dienen. Die Ergebnisse sollen allen zugàngl ich sein. 
M i t dem Erwerb solcher Patente kann die W H O die Pharmaindustr ie daran 
interessieren, entsprechende Medikamente zu en tw icke ln . Fur dièse wùrde 
die W H O der Pharmaindustr ie den Erf inderschutz und einen grossen Mark t -
anteil garantieren. Die W H O wùrde dafùr Sorge tragen.dass die Medikamente 
f u r die Bevôlkerung in den Entwicklungslândern n ich t zu teuer waren. Ein 
erstes Medikament in diesem Ak t ionsprogramm kônn te z.B. ein Malaria-
imps to f f sein (30) . 
Weiter unters tù tz t die W H O mi t einem A k t i o n s p r o g r a m m die Versorgung 
der Bevôlkerung in Entwicklungslândern m i t den 2 0 0 wicht igsten Medika-
menten. Dazu wurde eine Liste von ùber 200 Med ikamenten und Impfs to f fen 
zusammengestellt. In einer Resolut ion verp f l i ch te t sich die W H O , nat ionale 
Programme zur Versorgung der Bevôlkerung m i t den 2 0 0 wicht igsten Medi-
kamenten zu fo rdern . Weitere Inst i tu t ionen sowie die Pharmaindustr ie und 
die nichtstaat l ichen Organisationen werden zur Zusammenarbei t aufgeforder t . 
Bis heute werden die Entwicklungslànder hauptsàchl ich von der Pharmain-
dustrie der westl ichen Industr ielànder bel iefert . Durch dièses Ak t ionsp ro -
gramm soll auch die lokale Produkt ion von Med ikamenten angeregt werden. 
Der internat ionale Verband der Pharmaindustr ie ( I F P M A ) hat nun der W H O 
bereits angeboten, wicht ige Medikamente in Entwick lungs lândern zu nicht-
kommerz ie l len Preisen zu verkaufen. Die Konsumentenorganisat ion H A I 
(Health A c t i o n Internat ional) w i r f t der Pharmaindustr ie in diesem Zusam-
menhang vor , ihre Medikamente in den Entwick lungs lândern zu ùberhôhten 
Preisen zu verkaufen und fo rder t von der W H O die Ausarbe i tung eines 
Kodex fu r die Vermark tung der Medikamente (31 ). 
In einer d r i t ten Resolut ion beschâftigt sich die W H O m i t dem 1981 von ihr 
verabschiedeten Kodex ùber die Vermark tung von Mut termi lchersatz-
p roduk ten (Babynahrungskodex). Dieser ist bisher erst von wenigen Làndern 
angewandt worden. Die WHO b i t te t deshalb ihre Mi tg l iedstaaten, den Kodex 
in ihre Gesetze zu integrieren. Sie w i rd zudem die St i l lgewohnhei ten der 
Mùt te r wei ter verfolgen und stell t fest, dass viele Lànder das Brustst i l len der 
Sàuglinge fordern (32). 
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V o n Seiten der Nahrungsmi t te l indust r ie hat bisher Nestlé interne Rich t l in ien 
ausgearbeitet, welche die A n w e n d u n g des W H O - K o d e x bei ihrer Geschàfts-
tà t igke i t z u m Ziel haben. A i le Tochtergesel lschaften sollen bei der Vermark -
tung von Mut te rm i l chersa tzp roduk ten die Best immungen des Kodex ein-
hal ten. Die Ver t re te r der Konsumerorganisat ionen glauben jedoch eher 
an eine takt ische Konzession als an eine w i rk l i che Aenderung der Market ing-
stratégie. Die Z u s t i m m u n g von Nestlé z u m Kodex sei zudem aufgrund der 
wachsenden K r i t i k an ihren Verkau fsmethoden er fo lg t . Ueberdies stellen 
sie in den Richt l in ien Abweichungen von den Kodex-Best immungen fest 
(33) . Ferner hat die schweizerische Vere in igung von Lebensmi t te l fabr ikan-
ten f u r ihre Mitg l ieder R icht l in ien herausgegeben. 
Auch die Schweiz hat 1981 dem Kodex zugest immt. Wie der Bundesrat auf-
grund einer einfachen Anfrage am 14. Dezember 1981 mi t te i l t e , kann der 
Kodex jedoch n ich t " i n seiner Gesamthei t in unsere Rechtsordnung in tegr ier t 
werden, wei l dies gegen den Grundsatz der Handels- und Gewerbef re ihe i t 
verstiesse". 
Dami t die wicht igen Best immungen des Kodex auch in der Schweiz angewen-
det werden kônnen , hat das Bundesamt f u r Gesundheitswesen eine Arbei ts-
gruppe eingesetzt. Dièse soll entsprechende Massnahmen vorschlagen. Insbe-
sondere soll das Brustst i l len gefôrder t werden (34) . 
5.4. UN-Kommiss ion f u r t ransnat ionale Gesellschaften : 
Verhal tenskodex 
Kaum Fortschritte ergaben die Beratungen des Verhaltenskodex fur trans-
nationale Gesellschaften. Die UN-Arbeitsgruppe konnte ihre Arbeiten nicht 
wie gep/ant abschliessen, wichtige Abschnitte des Kodex stehen noch aus. 
Die UN-Kommission fur transnationale Unternehmungen muss ùber das 
weitere Vorgehen entscheiden. 
Die UN-Kommiss ion f u r t ransnat ionale Gesellschaften h i e l t v o m 3 1 . August-
14. September 1981 in Genf ihre 7. Session ab. Der Vors i tzende bemerk te , 
die Ausarbe i tung des M u l t i - K o d e x sei nur unbefr ied igend fo r tgeschr i t ten . 
Immerh in sei der Kodex im E n t w u r f zu e twa zwei D r i t t e ln fert iggestel l t . 
Da sich die arbeiten am Kodex langer als geplant h inzogen, wurde das 
Mandat an die intergouvernementale Arbei tsgruppe u m ein Jahr ver làngert . 
Weiter behandelte die Kommiss ion Fragen der technischen Zusammenarbei t , 
des grenzùberschrei tenden Informat ionsf lusses, eines In format ionssystems 
und der Tà t igke i t des UN-Centers fu r t ransnat ionale Gesellschaften. 
Im ûbrigen nahm die Kommiss ion eine Resolut ion der " G r u p p e der 7 7 " an, 
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welche die Regierungen au f fo rder t , Massnahmen zur Beendigung der A k t i v i -
tà ten von t r a n s n a t i o n a l Gesellschaften in Sùdaf r i ka zu ergrei fen. Ueber 
dièse A k t i v i t à t e n sol l ten darùberhinaus ein Ber icht verfasst und ô f fen t l i che 
Hearings veranstaltet werden. M i t 23 gegen f ù n f S t i m m e n , darunter die 
Schweiz, und f ù n f Enthal tungen wurde die Reso lu t ion angenommen. Schliess-
l ich verdankte die Kommission den f re iwi l l igen Beitrag der Schweiz 1981 an 
das Programm "technische Zusammenarbei t des UN-Centers f u r transna-
t ionale Gesel lschaften". 
Wàhrend des Jahres 81 /82 hielt die UN-Arbe i tsgruppe ùber t ransnat ionale 
Unternehmen drei Sitzungen ab, ohne ihre A r b e i t am Kodex beenden zu 
kônnen. Der Schweizer Louis von Planta, Pràsident des Vo ro r t s des Handels-
und Industrievereins und Verwaltungsratsdelegierter von Ciba-Geigy, wurde 
als neuer "Exper t -Adv ise r " der in tergouvernementalen Arbei tsgruppe ge-
wàh l t . Dièse Beratergruppe umfasst insgesamt 16 Personen als Ver t re ter von 
Unte rnehmen, Gewerkschaften und Univers i tàten. Z u Beginn ihrer Sitzungen 
waren nament l ich noch folgende Abschni t te zur Behandlung o f fen : 
— Pràambel 
— Verhaltensregeln fu r die Tàt igke i t t ransnat ionaler Gesellschaften 
— Pf l ichten der Gastlànder 
— Regeln f u r die zwischenstaatl iche Zusammenarbei t und die A n w e n d u n g 
des Kodex. 
A m weitesten vorantreiben konnte man die A r b e i t e n an den Verhaltensregeln 
f u r die Tàt igke i t der Gesellschaften. In diesem A r t i k e l werden un ter anderem 
geregelt : 
— A c h t u n g der nationalen Souverànitàt und E inha l tung der Gesetze des 
Gastlandes, die Ver fo lgung der entsprechenden Wir tschaf ts- und Ent-
wicklungsziele und Pr ior i tâten. 
— Loya l i tâ t gegenùber sozialen und ku l tu re l len Zielsetzungen und Werten. 
— A c h t u n g der Menschenrechte und der Grund f re ihe i ten . 
— Nichte inmischung in innenpol i t ische Angelegenheiten und in zwischen-
staatl iche Beziehungen. 
— Abstandnahme von kor rupten Geschàf tsprakt iken. 
Meinungsverschiedenheiten bestehen we i te rh in ùber die Behandlung der 
t ransnat ionalen Gesellschaften durch die jewei l igen Gastlànder. H i e r g e h t es 
u m die Einschrànkung nationalen Rechts der Entwick lungs lànder durch 
andere Vereinbarungen. Aus der Sicht der Industr ie lànder " f e h l t es — 
abgesehen von einer befriedigenden Entschàdigungsregelung — an einer 
Einigung ùber die freie Vere inbarkei t von Recht u n d Ger icht im Falle von 
Invest i t ionsstrei t igkei ten.. . Unst r i t ten ist auch der f reie Transfer von laufen-
den Zahlungen und Liquidat ionserlôsen der Un te rnehmen sowie die Durch-
brechung des Prinzips der sogenannten In lànderbehandlung zugunsten der 
Entw ick lungs lànder " (35) . 
Weiter o f fen bleiben die Forderungen der Industr ie lànder, dass der Kodex 
recht l ich n ich t b indend sei und Unternehmen aus Staatshandelslàndern zu 
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den transnat ionalen Unternehmen zu zàhlen seien (36) . Die Arbei tsgruppe 
leitete den teilweise fert igen K o d e x - E n t w u r f an die UN-Kommiss ion weiter. 
Dièse w i r d an ihrer Jahrestagung 1982 (Ende August) ùber das weitere Vorge-
hen entscheiden (37) . 
6. U N C T A D 
6 . 1 . U N C T A D - R a t : 23. und 24 . Session 
Die UNCTAD verôffentlichte erstmals einen Bericht ùber "Handel und 
Entwicklung". Sie tràgt damit ihre eigene Analyse der Weltwirtschaft vor. 
Der UNCTAD-Rat diskutierte ausserdem ùber Protektionismus und Struktur-
wandel. Er bestimmte Belgrad zum Konferenzort fur UNCTAD VI im Juni 
1983. Die Schweiz beurteilt den Bericht zurùckzuhaltend und setzt andere 
wirtschaftspolitische Schwerpunkte. 
A n der 23. Session des UNCTAD-Ra ts v o m 28. September - 6. November 
1981 stand die Diskussion ùber den " U N C T A D - B e r i c h t ùber Handel und 
Entw ick lung 1981 " im Vordergrund sowie die Best immung eines Tagungs-
orts der U N C T A D V I Konferenz. 
Die 23. Session 
In dem im August 1981 verô f fen t l i ch ten Ber icht ùber Handel und En tw ick lung 
stellt die U N C T A D fest, dass ein schnelles Wir tschaf tswachstum der Ent-
wicklungslànder eine zentrale Bedingung sei, um die gegenwàrtige Krise zu 
ùberwinden und internat ionale Wir tschaftsstabi l i tàt zu erreichen. 
Der erste Tei l des Berichts beschàft igt sich m i t der gegenwàrtigen in ternat io-
nalen Wir tschaf tss i tuat ion und ihren kurzf r is t igen Aussichten, der zwei te 
Teil behandelt die geschichtl iche En tw ick lung der Wir tschaf t nach dem 
zweiten Wel tkr ieg. Der d r i t te Tei l beschàft igt sich m i t den Aenderungen in 
best immten, ausgewâhlten Wirtschaftssektoren (transnationale Unternehmen, 
verarbeitete Gùter , F inanzmàrkte und internat ionale Seetransporte). Im 
vierten Tei l w i r d ein langfristiges Scénario fu r die Entwicklungslànder vor-
gestellt. 
Heute sehen sich, laut Ber icht , die Entwicklungslànder einer wi r tschaf t l ichen 
Si tuat ion gegenùber, welche von Einkommensstagnat ion, Verschlechterung 
der Terms o f Trade und Verschuldung sowie durch Protekt ion ismus der 
Industr ielànder gekennzeichnet ist. Ein for tdauerndes geringes Wachstum in 
den Industr ielàndern und seine Auswi rkungen auf deren Wir tschaf tss t ruk tur 
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werden die Arbe i ts los igke i t in den En tw ick lungs lândern we i te r anwachsen 
lassen. 
A b e r ein fo r tdauerndes geringes Wi r t scha f t swach tum ist f u r die En tw ick lungs-
lànder n i c h t akzeptabel und ein hohes W i r t s c h a f t s w a c h t u m ist innerha lb der 
gegenwàrt igen Wi r tschaf tsordnung f u r die En tw ick lungs lànde r n i c h t môg l i ch . 
U m dièses D i l e m m a zu ù b e r w i n d e n , bejaht der Ber ich t die M ô g l i c h k e i t 
einer eigenstàndigen E n t w i c k l u n g f u r die En tw ick lungs lànder . A l le rd ings 
hàngt der E r fo lg von s t ruk tu re l len Aenderungen in den En tw ick lungs lândern 
selbst ab. Im Bereich der Rohs to f fe heisst das bessere Austauschverhàl tn isse 
f u r den Handel a l lgemein, vermehr te r Handel u n t e r den En tw ick lungs lânde rn , 
grôssere M a r k t ô f f n u n g der Industr ie lànder und Ersatz v o n I m p o r t e n du rch 
lokale P r o d u k t i o n . Hôhere interne Ersparnisse, a l te rnat ive Energiequel len 
u n d rat ionnel lere Organisat ion der w i r t scha f t l i chen Ressourcen gehôren 
ebenfal ls dazu. Ergânzend k o m m t eine Vers tâ rkung der in te rna t iona len 
Zusammenarbe i t dazu (38) . 
Die Auffassung der Schweiz 
In seiner In te rven t ion wies der Schweizer V e r t r e t e r zunàchst darauf h i n , dass 
das e n t w o r f e n e Scénario f u r eine Aenderung einen anderen B l i c k w i n k e l auf-
zeige als jene der Wel tbank oder des G A T T . Der Ber ich t schàtze die w i r t -
schaf t l ichen Aussichten f u r die Industr ie lànder zu pessimist isch u n d f u r die 
En tw ick lungs lànder zu op t im is t i sch ein. 
Die Schweizer Délégation sei zudem der Ueberzeugung, dass ausgeglichene 
Austauschverhàl tn isse die Zahlungsbi lanz der En tw ick lungs lànde r beeinf lus-
sen k ô n n e n . Sie kônnen auch den in te rna t iona len Handel verstârken u n d 
Invest i t ionen f o r d e r n . Die Schweiz b e f ù r w o r t e i m ùbr igen o f fene M à r k t e 
gegenùber einer Abkapselung. Es sei im Interesse der En tw ick lungs lànder , 
die Rechte u n d Pf l ichten eines l iberalen Wel thandelssystems zu akzept ie ren. 
Wei ter sei die Schweiz erstaunt ûber das G e w i c h t , welches in diesem Ber icht 
der in te rna t iona len w i r tschaf t l i chen Zusammenarbe i t gegenùber einer na t io -
nalen E n t w i c k l u n g s p o l i t i k zugemessen werde. Was den Nord-Sùd-D ia log 
a n b e t r i f f t , sei eine Tendez zur Global is ierung festzuste l len. Schl iessl ich frage 
sich die Schweiz , ob ein nàchster Ber icht n i c h t den A k t i v i t à t e n der U N C T A D 
inha l t l i ch nàher stehen kônne (39 ) . 
Die 24. Session 
Die Mi tg l ieder des U N C T A D - R a t s t ra fen sich v o m 8. -19. Màrz , v o m 11. -13. 
Mai und v o m 28 . J u n i - 2 . Ju l i 1982 zu ihrer dre i te i l igen 2 4 . Session, in der 
sie vor a l lem Fragen des Pro tek t ion ismus u n d des S t r u k t u r w a n d e l s behandel-
t e n , sowie ùber d ie D u r c h f ù h r u n g der U N C T A D - V I - K o n f e r e n z de f in i t i v 
beschliessen w o l l t e n . 
Die Diskussion u m Protek t ion ismus u n d S t r u k t u r w a n d e l e r fo lg te erstmals. 
Dies au fg rund einer Resolut ion der U N C T A D V - K o n f e r e n z . In seinem ersten 
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Bericht stellte das UNCTAD-Sekretar iat fest, es seien im Welthandel vermehrt 
protekt ionist ische Massnahmen und bilatérale A b k o m m e n festzustellen. Dies 
habe seinen Grund in veralteten Wirtschaftsstrukturen der Industrielànder 
und in der gegenwàrtigen Rezession. Der Zweck dieser Massnahmen sei der 
Schutz einzelner Industriebranchen, die Verhinderung von Marktstôrungen 
und ausgeglichenere Zahlungsbilanzen. Der Protekt ionismus w i rk te sich nach-
teil ig auf das Wirtschaftswachtum der Entwicklungslànder aus. Deshalb sei 
ein Strukturwandel nôt ig, welcher die internationalen Konkurrenzfàhigkei t 
sichert (40). 
Auch die Schweizer Délégation beschàftigte der wiederaufkommende Bilate-
ralismus und sie meinte, der Strukturwandel musse nach dem Prinzip des 
komparativen Kostenvorteils verlaufen. Im ùbrigen bestri t t der Vertreter der 
Schweiz die Ansicht des Sekretariats, derzufolge die Zollschranken in den 
Industrielàndern fur Produkte aus Entwicklungslândern zwei- bis dreimal so 
hoch sind wie fur Produkte aus anderen Làndern. Er verwies auf die Zol lprà-
ferenzen und die hohen Zôlle in den Entwicklungslândern. Weiter rief er die 
Besonderheiten des Landwirtschaftssektors in Erinnerung und hielt eine 
genaue Déf in i t ion der Marktstôrungen sowie nicht-tari fârer Handels-
hemmnisse fu r notwendig (41). 
UNCTAD VI : Provisorische Tagungsordnung fiir Belgrad 
Im weiteren beschloss der Rat, dass die U N C T A D Vl -Konferenz vom 6.-30. 
Juni 1983 in Belgrad/Jugoslawien stat t f inden soll. A m 2.13. Juni ist ein 
Vorbereitungstreffen von hohen Beamten vorgesehen. Dieser Tagungsort 
wurde gewâhlt, nachdem das zunàchst bestimmte Librevi l le/Gabon auf die 
Durchfùhrung der Konferenz verzichten musste und die Kandidatur von 
La Habana/Kuba nicht berùcksichtigt wurde. 
Die provisorische Tagesordnung wurde von 89 Delegationen, darunter auch 
die schweizerische, gegen die St immen der USA und Israels angenommen. 
Sie sieht folgende Hauptthemen vor : 
— Generelle UNCTAD-Standor tbest immung 
— Weltwir tschaft : Entwicklungspoli t ische Diskussion der Wirtschaftskrise 
und der "Neuen Internationalen Wir tschaf tsordnung" (NIWO) 
— Rohstoffe : Stand des " Integr ier ten Rohsto f fprogramms" 
— Perspektiven des internationalen Handels von Gùtern une Dienstleistun-
gen, Finanz- und Wàhrungsprobleme 
— Stand des "Substantiel len Neuen Ak t ionsprogramms" fur die ârmsten 
Entwicklungslànder 
— Einzelne UNCTAD-Ak t i v i tâ ten , z.B. Technologiepol i t ik , Wirtschafts-
kooperat ion unter Entwicklungslândern, inst i tut ionel le Angelegenheiten 
etc. (42). 
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6.2. Rohstof fe 
Die Verhandlungen zum Integrierten Rohstoffprogramm waren in den letzten 
Monaten durch grosse Schwierigkeiten gekennzeichnet. Fur den Gemeinsamen 
Rohstoff-Fonds musste die Ratifikationsfrist erheblich verlângert werden. 
Ob die hohe Zahl der notwendigen Ratifikationen erreicht werden kann, 
bleibt ungewiss. Von den einzelnen Rohstoffabkommen erzielte das Kaffee-
Abkommen eine befriedigende Wirkung, das Kakao-Abkommen konnte einen 
Preiszerfall nicht verhindern, das Zinn-Abkommen trat nur verzôgert proviso-
risch in Kraft, das Naturkautschuk-Abkommen hingegen definitiv. Verhand-
lungsfortsschritte wurden beim Tee und den tropischen Hôlzern erzielt, 
wàhrend z.B. die Baumwollverhandlungen erfolglos verliefen. Auch eine 
Erneuerung des Weizenabkommens scheint kaum môglich. Die UNCTAD-
Rohstoffkommission rief zu einer Intensivierung der Verhandlungen auf. Die 
Schweiz ist an den einzelnen Verhandlungen aktiv beteiligt. Der Beitritt zu 
einzelnen Abkommen ist in Vorbereitung oder schon vollzogen (Gemeinsa-
mer Rohstoff-Fonds, Zinn, Naturkautschuk, Kakaoj. 
Die Verhandlungen um das integrierte Rohsto f fp rogramm spielten sich in 
den letzten Monaten vor dem Hintergrund stark sinkender Rohstoffpreise 
ab. 1981 nahmen dièse im Durchschni t t um 15% ab, und die Baisse hielt 
auch 1982 an. Kein Rohstof f blieb von diesen z.T. massiven Preiseinbrùchen 
verschont. Die Grùnde dafùr liegen teils in einer starken Angebotserhôhung 
durch die Entwicklungslànder, teils in einer sinkenden Nachfrage seitens der 
rezessionsgeplagten Industrielànder. 
Im Vordergrund der UNCTAD-Rohs to f fpo l i t i k standen die Arbei ten zur 
Inkraftsetzung des Gemeinsamen Rohstof f -Fonds, welcher im Juni 1980 
in Genf vereinbart worden war, sowie weiterer Rohs to f fabkommen. Die hohe 
Zahl der notwendigen Rat i f ikat ionen (90) und die wahrscheinl iche Opposi-
t i on der USA lassen z.Zt. ein Inkraf t t re ten des Gemeinsamen Rohstof f -Fonds 
zwei fe lhaf t erscheinen. Die Rohstof fproduzenten ûberlegen sich auch, grôs-
seres Gewicht auf die Zusammenarbeit zwischen Entwicklungslândern anstatt 
auf Verhandlungen mit den Industrielàndern zu legen. Grundsàtzl ich stel l t 
sich bei der Rohsto f fpo l i t i k die Frage, wie der Verdienst fu r den Produzenten 
und hôhere Deviseneinnahmen gleichzeitig gesichert werden kônnen. 
Der Stand einzelner Verhandlungen 
Bei den meisten Rohstof fen, welche zum integrierten Rohsto f fp rogramm 
gehôren, wurden die Verhandlungen wei tergefùhr t , sei es, um bestehende 
A b k o m m e n zu erneuern, oder um neue vorzuberei ten. Al lgemein ist jedoch 
festzustellen, dass die einzelnen A b k o m m e n vor grossen wir tschaftspol i t ischen 
Problemen stehen. Um vorlâuf ig ein Jahr verlângert wurde das bestehende 
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Kaf fee-Abkommen, erneuert wurden die bestehenden A b k o m m e n ùber Kakao 
und Z inn und neu abgeschlossen wurde das Natu rkau tschuk-Abkommen. Bei 
einigen Rohstof fen konnten jedoch keine Vereinbarungen getrof fen werden 
oder die Verhandlungen ruhten (z.B. Ju te) . Insbesondere konnten bei Metal-
len und Mineral ien kaum Verhandlungsergebnisse erzielt werden. Ausserhalb 
des integrierten Rohstof fprogramms standen die Diskussionen ùber ein 
neues, wieder umfassendes Weizenabkommen. Sie fùhr ten bisher zu keinen 
Erfolg. 
Die wir tschaf t l ichen Bestimmungen des Kaffeeabkommens von 1976, erst-
mals im September 1980 vom Internat ionalen Kaffeerat in K ra f t gesetzt, 
wurden im Herbst 1981 fu r ein weiteres Jahr erneuert. M i t Hi l fe eines Expor t -
quotenssystems werden die Marktpreise auf einem angemessenen Niveau ge-
halten. Bis je tz t hat sich dièse Regelung, t ro tz we l twe i ter Produkt ionsùber-
schùsse, ùberraschend gut bewàhrt (43). 
Bei den Verhandlungen zum erstmaligen Abschluss eines internat ionalen 
Tee-Abkommens wurden im Mai 1982 gewisse Fortschr i t te erzielt. Die 
Produzentenlànder schlagen als zentrale Vereinbarung zur Preisstabilisierung 
eine Regulierung m i t Expor tquoten vor. Weiter ist die Err ichtung eines Aus-
gleichslagers vorgesehen, um kurzfr ist ige Preisschwankungen ausgleichen zu 
kônnen. Die Konsumentenlânder sind jedoch der Auffassung, solche Aus-
gleichslager seien fu r Tee unzweckmàssig und hàtten eher preissenkende 
Wirkung. Die USA sind zudem auch gegen die E in fùhrung von Expor tquo ten . 
Die Verhandlungen werden fortgesetzt (44) . 
Neben mehreren Expertensitzungen fand im Juni 1982 die 6. vorbereitende 
Tagung ùber tropische Hôlzer statt . Dabei wurde beschlossen, fu r 1983 eine 
Konferenz zum Abschluss eines internat ionalen Abkommens ùber tropische 
Hôlzer einzuberufen. Vier wicht ige Bestandteile sind im A b k o m m e n vorge-
sehen : 
— Fôrderung von Forschungsprogrammen 
— Verbesserte Mark t in fo rmat ionen 
— Vermehrte Verarbei tung der Hôlzer in den Produzentenlândern 
— Auf fors tung und Pflege der Wâlder (z.Zt. w i r d von 13 abgeholzten Hek-
taren nur ein Hektar wieder aufgeforstet) . 
Mi t dieser Ausr ichtung ist fu r dièses A b k o m m e n der zweite Schalter des 
Gemeinsamen Rohstof f -Fonds intéressant (45) . 
An der 3. vorberei tenden Tagung ùber (Rind)-Fleisch im Dezember 1981 
wurden die Schaffung eines internat ionalen Programms fur Forschung, 
Handelsfôrderung und andere Massnahmen zur Wertsteigerung des Fleisches 
gefordert. Die Kosten sollen aus dem zweiten Schalter des Gemeinsamen 
Rohstof f-Fonds und von anderen Finanzinst i tu t ionen bestr i t ten werden (46). 
Ein weiteres Tref fen von Baumwol lproduzenten- und Baumwol lverbrauch-
erlândern wurde vorderhand ergebnislos vertagt. Es prù f te die Môgl ichkei t 
der Wiederaufnahme vorbereitender Gesprâche ùber ein internationales 
Baumwol labkommen (47) . 
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Ebenfalls ohne Einigung musste das Wol f ram-Komitee seine Verhandlungen 
im Dezember 1981 beenden. Die unterschiedlichen Meinungen ùber die 
Môgl ichkeit und den Sinn eines Abkommens bleiben bestehen. Gespràche 
ùber dièses Metall werden schon seit Jahren gefùhrt (48). 
Die Sitzung der UNCTAD-Rohstoffkommission 
Die Fortschri t te bei den Verhandlungen im Rahmen des integrierten Roh-
stoffprogramms wurden von der Rohstof f -Kommission der U N C T A D geprùft, 
welche an ihrer Sitzung vom 8 . - 1 2 . Februar 1982 auf eine Beschleunigung 
und Intensivierung der Verhandlungen dràngte. A n dieser Tagung meinte der 
Sprecher der "Gruppe der 7 7 " , sie seien enttàuscht ùber die Weigerung der 
Verbraucherlànder, in Verhandlungen ùber jene Rohstoffe einzutreten, wo 
dies objekt iv nôt ig und technisch môglich sei. 
Der Sprecher der "Gruppe B" trat fur eine schnelle Rat i f ikat ion des Fonds 
ein. Nach seiner Ansicht sind die Verzôgerungen in der Arbe i t der vorberei-
tenden Kommission nicht auf die Industrielànder zurùckzufùhren. Die 
Industrielànder weisen in Bezug auf die Unterzeichnung, die Rat i f ikat ion 
und die internen Vorbereitungen einen deutl ichen Vorsprung gegenùber den 
Entwicklungslândern auf (49). 
Der Vertreter der Schweiz bemerkte, dass in letzter Zei t doch gewisse Er-
folge bei den internationalen Rohstoffverhandlungen zu verzeichnen gewe-
sen seien. Au f nationaler Ebene kônne vermerkt werden, dass das Schweizer 
Parlament vor kurzem das Internationale Naturkautschuk-Abkommen und 
das Uebereinkommen ùber den Rohstoff-Fonds vorbehalt los genehmigt habe 
und dass das sechste Zinn-Abkommen den eidg. Ràten soeben unterbrei tet 
worden sei. Die Schweiz habe auch das provisorische Inkraf t t re ten des 
Kakao-Abkommens von 1980 im Juli 1981 t ro tz mangelnder internationaler 
Beteiligung stark unterstùtzt (50). 
Die Diskussion der Exporterlôsstabilisierungs-Fazilitât 
Der Rohstoffausschuss der UNCTAD prùfte wei ter die Môgl ichkei t der 
Schaffung einer UNCTAD-Exporterlôsstabil isierungs-Fazil i tât. Eine Resolu-
t ion der U N C T A D V forderte das Sekretariat in Konsul tat ion m i t dem 
IWF zu einer entsprechenden Studie auf. 
Die Erlôsstabilisierung der Rohstoff ex porte der Entwicklungslànder gehôrt 
zu den wichtigsten Bestandteilen des Integrierten Rohstof fprogramms. 
Gegenwârtig sind die Erlôse aus Rohstof fexporten aufgrund der t iefen Roh-
stoffpreise fur die Entwicklungslànder sehr niedrig. 
Das UNCTAD-Sekretar iat schlàgt eine Fazil itàt vor, welche die bisherigen 
Système der Exporterlôsstabilisierung (des IWF und der EG) sowie andere 
Akt iv i tà ten im Rahmen des Integrierten Rohstof fprogramms ergànzt. Die 
"Gruppe der 7 7 " erhof f t sich fur dièse neue Fazil i tàt hohe finanzielle Mit tel 
und wùnscht eine Fortsetzung der Studien des UNCTAD-Sekretar iats zu 
diesem Problem. 
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In der "Gruppe B" gibt es zwei Meinungen : einige Lànder halten eine weite-
re Diskussion der Schaffung einer solchen Fazi l i tàt fur nûtz l ich und f rucht -
bar. Andere, insbesondere die USA, vertreten die Auffassung, es sei allein 
Aufgabe des IWF, diesem Problem nachzugehen. 
Die Schweiz beteil igt sich weder beim System der EG (Stabex) noch des IWF 
zur Stabilisierung der Exporteinnahmen der Entwicklungslànder. Sie p rù f t 
gegenwârtig grundsàtzl ich, wie sie zur internat ionalen Diskussion um die 
Stabilisierung der Erlôse aus Rohstof fexporten beitragen kann. Schon in der 
Botschaft vom 9. August 1978 ùber die Finanzierung von wirtschafts- und 
handelspolitischen Massnahmen im Rahmen der Entwicklungszusammenar-
beit hatte der Bundesrat gegebenfalls eigene Massnahmen in Aussicht ge-
stellt (51). 
6.2 .1 . Gemeinsamer Rohstof f -Fonds 
Die Ratifikationsfrist fur den Gemeinsamen Rohstoff-Fonds, zentraler 
Bestandteil des Integrierten Rohstoffprogramms wurde bis Ende September 
1983 verlângert. Die Errichtung des Fonds muss weiter abgewartet werden. 
Auch die Ausarbeitung der Durchfùhrungsbestimmungen verlàuft langsam. 
Die Schweiz gehôrt zu den ratifizierenden Staaten. 
Zur Ausarbeitung weiterer Durchfùhrungsbest immungen versammelte sich 
die vorbereitende Kommission des Gemeinsamen Rohstof f-Fonds vom 2 1 . -
25. September 1981 . Ausserdem traten ihre zwei Arbeitsgruppen mehrmals 
zusammen. Der tràge Ver lauf der Beratungen in der Vorberei tungskommis-
sion, insbesondere ùber die operationellen und f inanziel len Ausfùhrungs-
verordnungen zum Fondsreglement, f indet seine Parallelen im langsamen 
Signieren und Ratif izieren des Uebereinkommens, insbesondere seitens der 
Entwicklungslànder. 
Frist zur Ratifizierung verlângert 
Laut Uebereinkommen lief die'Fr ist zur Rati f iz ierung des gemeinsamen 
Rohstoff-Fonds bis zum 3. Màrz 1982. Bis dann hàtten zumindest 90 Staa-
ten das A b k o m m e n unterzeichnet und rat i f iz ier t haben sollen. Sie hàtten 
auch mindestens zwei Dr i t te l de rd i rek ten Beitragsleistungen (470 Mio US-
Dollar) auf sich vereinen sollen. Zudem sollte mindestens die Hàlfte des 
Zielbetrags an freiwi l l igen Beitragsleistungen fu r den 2. Schalter (280 Mio 
US-Dollar) zugesichert sein. Ende Màrz 1982 waren jedoch dièse Voraus-
setzungen fur das Inkraf t t reten des Rohstof f -Fonds bei wei tem noch n icht 
er fù l l t . Es hatten nâmlich erst 82 Staaten unterzeichnet und nur 25 rat i f i -
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ziert. Um den universellen Charakter des Fonds zu gewà'hrleisten, muss an der 
vergleichsweise hohen Anzahl an Mitgl iderlàndern festgehalten werden. 
A n einer Konferenz jener 25 Staaten, welche den gemeinsamen Rohstoff-
Fonds fr istgerecht rat i f iz iert hatten, wurde im Jun i 1982 eine Fristverlànge-
rung bis 30. September 1983 beschlossen. Bis Anfang Jul i hatten 86 Staaten 
das Uebereinkommen unterzeichnet und 32 auch rat i f iz ier t . Sie verfûgen ùber 
24% des notwendigen Kapitals (52). 
Die eidgenôssischen Parlamentarier stimmen dem Beitritt zu 
Die Schweiz hat im Apri l 1980 bereits angekùndigt, sie beabsichtige dem 
Fonds beizutreten und einen freiwi l l igen Beitrag zu leisten. Nach Verô f fen t l i -
chung der Botschaft des Bundesrates ùber handels- und rohstof fpol i t ische 
Massnahmen im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit vom 25. Februar 
1981 hat die Schweiz das Uebereinkommen zur Er r ichtung des Gemeinsa-
men Rohstof f-Fonds am 30. Mârz 1981 unterzeichnet. Gestùtzt auf die 
erwàhnte Botschaft genehmigte das Parlament am 30. September 1981 ein-
st immig den Bei t r i t t der Schweiz zu diesem Uebere inkommen und ermâch-
tigte den Bundesrat zur Rat i f ikat ion. Nach Ab lau f der Referendumsfr ist, die 
ungenutzt verstr ich, hat der Bundesrat im Mai 1982 die Rat i f i ka t ion beschlos-
sen, die im Laufe des Sommers vollzogen w i r d . 
Der Beitrag der Schweiz zum ersten Schalter belàuft sich Mi t te 1982 auf ca. 
8,3 Mio Fr. und der freiwil l ige Beitrag zum zweiten Schalter auf 11,5 Mio Fr. 
Die beiden Beitràge werden dem Rahmenkredit f u r die Finanzierung von 
wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen im Rahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit belastet. Wie der Bundesrat in seiner Botschaft ausfùhrt, 
gehôrt die finanzielle Beteiligung am Gemeinsamen Rohstof f -Fonds zu den 
wicht igsten Massnahmen im Rohstoffbereich. 
Weiterhin sind die meisten Entwicklungslànder v o m Expor t einiger weniger 
Rohstoffe abhàngig. Starke und brùske Preisschwankungen haben unwi l l -
kommene Konsequenzen fur Entwicklungs- und Industr ielànder. In den 
Entwicklungslândern erschweren sie die Entwicklungsplanung, bei sinkenden 
Preisen erhôhen die dadurch notwendigen Kredi te die Verschuldung. In den 
Industrielàndern machen sie Einkauf und Lagerhaltung der verarbeitenden 
Industrie schwierig. Insbesondere als rohstoffarmes Land unterstùtz t die 
Schweiz seit langem die Anstrengungen der internat ionalen Gemeinschaft, 
den Wel tmark t fu r dièse Produkte zu stabilisieren. Gemeinsame Ak t ionen 
von Entwicklungs- und Industrielàndern machen auch die Bi ldung von 
Rohstof fkartel len durch die Entwicklungslànder weniger wahrscheinl ich (53) . 
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6.2.2. 6. Internationales Z inn-Abkommen 
Das Abkommen konnte nur mit Verzôgerung und provisorisch in Kraft tre-
ten. Die grôssten Verbraucherlânder blockieren ein définitives Inkrafttreten. 
Trotz mangelnder Beteiligung seitens der Verbraucherlânder wurde es auf 
den 1. Juli 1982 provisorisch in Kraft gesetzt, drei Produzentenlânder schlos-
sen eine Produzenten-Vereinbarung ab. Die Schweiz wird erstmals dem 
Abkommen beitreten. 
Nachdem die Zinn-Konferenz der Vereinten Nationen im Juni 1981 in Genf 
ihre Arbeiten ùber das 6. Z inn-Abkommen erfolgreich abgeschlossen hatte 
(das définit ive oder provisorische Inkraft treten wurde fur den 1. Juli 1982 
vorgesehen), konnte das Abkommen von den interessierten Staaten signiert 
werden. 
Nach Ablauf der Zeichnungsfrist Ende Apr i l war vorauszusehen, dass vor 
allem wegen mangelnder Beteiligung auf der Verbraucherseite die Bedingun-
gen zum automatischen Inkraf t t reten kaum erfùl l t wurden. Fur das proviso-
rische Inkraft treten hâtte es mindestens je 65% der Antei le am Weltmarkt 
bedurft. Nur 19 Lànder hatten signiert. Dièse vereinigten 79% der Welter-
zeugung, aber nur 48% des Weltverbrauch auf sich. Wie schon an der Zinn-
Konferenz 1981 angekùndigt, werden sich die USA als grôsster Zinnverbrau-
cher (Antei l 27%) am 6. Abkommen nicht mehr beteiligen und blockieren 
damit ein définitives Inkraf t t reten der Vereinbarung. Da auch die Sowjet-
union, ein weiteres wichtiges Verbraucherland (Antei l knapp 10%), sich am 
neuen Abkommen nicht mehr beteiligt, wurde das Erreichen der 65%-Grenze 
auf Konsumentenseite unerfùl lbar. 
Die Produzentenlânder waren mi t 79% wohl knapp unter dem fur das end-
gùltige Inkraft t reten nôtigen Antei l von 80% an der Gesamterzeugung geblie-
ben. Dies blieb aber ohne Bedeutung, da sie ja die Bedingungen zur proviso-
rischen Inkraftsetzung ihrerseits erfùl l ten. Es fehlt unter ihnen vorderhand 
Bolivien (Antei l 15,6%), was aufgrund gewisser Aeusserungen zum Abschluss 
der UN-Zinnkonferenz nicht ùberraschen konnte. 
Ende Juni 1982 beschlossen dann jene 19 Staaten, welche das Abkommen 
schon rati f iziert oder eine Erklàrung der provisorischen Anwendungen 
abgegeben hatten, die Vereinbarung t rotz mangelnder Beteiligung auf Kon-
sumentenseite auf den 1. Juli 1982 provisorisch in Kraf t zu setzen. 
Au f dem Z innmark t selbst, ziemlich klar getrennt in Produzenten aus Ent-
wicklungslândern und Verbrauchern in Industrielàndern, herrscht seit einigen 
Jahren ein Angebotsùbergang. Er war um die Jahreswende vom Versuch 
einer f inanzkràft igen Gruppe — hôchstwahrscheinlich aus Malaysia — gekenn-
zeichnet, das Angebot unter ihre Kontrol le zu bringen. Nach dem Zusammen-
bruch dièses Versuchs musste der Zinnrat Stùtzungskàufe tàtigen. Ausserdem 
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verkauften die USA schon seit làngerer Zeit — wenn auch in kleinen Mengen 
— einen Teil ihrer strategischen Zinnreserven, was sich làngerfristig preis-
dâmpfend auswirkt. Sie sind deshalb laufend der Kr i t i k der Produzentenlânder 
ausgesetzt. 
An seiner Mârztagung diskutierte der Zinnrat ùber die Môgl ichkeit von Export-
kontrol len zur Stùtzung des Zinnpreises sowie die Bereitstellung weiterer 
Finanzmittel zur Erhôhung der Ausgleichslager. Einschneidende Exportmass-
nahmen und grosse Kredite wurden auch beschlossen und aufgenommen (54). 
Au f Produzentenseite waren von Seiten Malaysias Anstrengungen zu ver-
zeichnen, ein Zinn-Kartel l (TINPEC) aufzubauen. Dem schlossen sich nach 
einigem Zôgern Indonésien und Thailand an. Dièse Produzenten-Vereinba-
rung wurde schliesslich, d.h. als das Inkraf t t reten des neuen Zinnabkom-
mens feststand, nicht als Preis-Kartell dargestellt, sondern als Instrument zur 
besseren Harmonisierung der Produzentenmitglieder untereinander. Es kann 
grôssere Bedeutung erlangen, falls das 6. Internationale Z inn-Abkommen 
unwirksam wâre (55). 
Der Bundesrat beantragt den Beitritt der Schweiz 
Die Schweiz war bisher nicht Mitglied des Z inn-Abkommens. In der Botschaft 
vom 20. Januar 1982 ùber das Sechste Internationale Z inn-Abkommen be-
antragte der Bundesrat dem Parlament nun den Bei t r i t t . Der Nationalrat hat 
in der Sommersession (23. Juni 1982) bereits einst immig zugestimmt. 
Nach Auffassung des Bundesrats hat sich das Internationale Z inn-Abkommen 
bisher bewàhrt. Es hat zu einer Stabilisierung des Zinnmarkts und der Zinn-
preise beigetragen. Das sechste Uebereinkommen w i rd woh l auch eine wicht i -
ge Rolle beim Aufbau des Gemeinsamen Rohstoff-Fonds spielen. Fur viele 
schweizerische Industrieunternehmen ist Z inn ein wicht iger, vielseitig ver-
wendbarer Rohstoff , auch wenn er meist nur in kleinen Mengen verwendet 
w i rd . 1981 import ierte die Schweiz Rohzinn fur 25 Mio Fr. (gleichzeitig 
wurde fur 3,7 Mio Fr. Rohzinn reexport iert) , ausserdem Zinnwaren fur 
17 Mio Fr., Lôtz inn und andere Zinnformen. 
Der finanzielle Beitrag der Schweiz an dem Abkommen richtet sich nach 
ihrem Antei l am Weltverbrauch. Diesem betrug 1978-80 0,45%. Demgemâss 
wi rd sich die finanzielle Verpf l ichtung fur das "normale Ausgleichslager" 
schàtzungsweise auf 2,8 Mio Fr. belaufen. Dieser Betrag konnte ergânzt 
werden durch eine zu leistende Garantiesumme von max. 2 Mio Fr. fur das 
Zusatzlager. Finanziert wi rd der Beitrag aus dem Rahmenkredit fur wir t -
schafts- und handelspolitische Massnahmen im Rahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit. Ca. 20.000 Fr. sind zusàtzlich jàhrl ich an die Verwaltungs-
kosten des Zinnrats zu bezahlen (56). 
Von Seiten der Arbeitsgemeinschaft Swissaid/FastenopferBrot fur Brùder/ 
Helvetas wi rd der Beitr i t t begrùsst. Damit unterstùtzt die Schweiz das inte-
grierte Rohstoffprogramm, gerade in einer derzeit schwierigen Verhandlungs-
phase (57). 
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6.2.3. Internationales Naturkautschuk-Abkommen 
Das Internationale Naturkautschuk-Abkommen ist definitiv in Kraft getre-
ten, die wichtigsten Produzenten- und Verbraucherlânder sind Mitglieder. 
Die Schweiz ist Mitte Juli 1982 dem Abkommen beigetreten. 
A m 15. Apr i l ist das internationale Naturkautschuk-Abkommen def ini t iv in 
Kraft getreten. Es wurde bereits am 6. Oktober 1979 abgeschlossen und 
trat am 23. Oktober 1980 provisorisch in Kraf t . 
Fur die définit ive Inkraftsetzung mussten die Mitgliedslànder mindestens 
80% der weltweiten Produkt ion und des Verbrauchs auf sich vereinen. Dies 
ist mi t 91,4% der Produkt ion und 84,8% des Verbrauchs der Fall. Unter den 
bisher 30 Mitgliedslàndern zàhlen sechs zu den Produzenten (darunter die 
wichtigsten drei, Malaysia, Indonésien und Thailand) und 24 zu den Verbrau-
cherlàndern (darunter die fùn f grôssten Konsumenten, USA, EG, Japan, 
China und die Sowjetunion). 
Das fristgerechte, définit ive Inkraf t t reten wurde erst môgl ich, nachdem eini-
ge Lànder (u.a. Thailand und die EG) noch unmit te lbar vor Ablauf der 
gesetzten und schon um sechs Wochen verlàngerten Rati f ikat ionsfr ist die 
erforderlichen Urkunden in New York deponiert hatten. Das Abkommen 
bleibt voraussichtlich bis Oktober 1985 in Kraf t . 
Das Abkommen bezweckt, mittels eines Ausgleichslagers die Kautschukpreise 
zu stabilisieren. Das Lager wi rd zu gleichen Teilen von Produzenten- und 
Verbraucherlàndern f inanziert. Die Preise sollen zu einem Referenzpreis von 
210 cents (Malaysia/Singapur) stabilisiert werden. Die Bandbreite nach 
oben und unten betràgt je 20%. Sobald der Gemeinsame Rohstoff-Fonds 
in Kraft t r i t t , soll das Abkommen an diesen angeschlossen werden. Bei sin-
kenden Preisen und leicht winkendem Verbrauch im Jahr 1981 verlangten 
die Produzentenlânder grôssere Interventionsmôglichkeiten zur Stabilisie-
rung der Preise (58). 
Vor kurzem trat auch die Schweiz dem Abkommen bei. Die Bundesversamm-
lung hatte bereits am 9. Oktober 1981 das internationale Naturkautschuk-
Uebereinkommen von 1979 gerjehmigt und den Bundesrat zum Bei t r i t t 
ermàchtigt. Nachdem das Référendum dagegen nicht ergriffen wurde, 
beschloss der Bundesrat am 26. Mai den Bei t r i t t , der Ende Juli vollzogen 
wu rde. 
Bei abnehmender Bedeutung des Naturkautschuks fu r die Schweizer Wirt-
schaft ist man, so der Bundesrat, weiterhin an einem stabilen Weltmark fur 
diesen Rohstoff interessiert. Das Naturkautschukabkommen ist das erste — 
und bisher einzige — Beispiel einer umfassenden Vereinbarung zwischen Pro-
duzenten und Konsumenten im Rahmen des integrierten Rohstoffpro-
gramms (59). 
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6.2 .4. Internationales Kakao-Abkommen 
Das Internationale Kakao-Abkommen, provisorisch in Kraft, konnte mangels 
Finanzen die Preise nicht auf dem vorgesehenen Niveau stabilisieren. Die 
fehlende Mitgliedschaft der beiden wichtigsten Produzenten- und Verbrau-
cherlânder und ein zu grosses Angebot erschweren eine Marktstabilisierung. 
Zu dem am 1. August 1981 provisorisch in K r a f t getretenen internat ionalen 
Kakao-Uebereinkommen erl iessder Bundesrat am 2 1 . September 1981 die 
entsprechende Verordnung zur Durchfùhrung des Uebere inkommens. Dièse 
t ra t am 1. Ok tober 1981 in Kra f t . Damit ù b e r n i m m t in der Schweiz 
die Treuhandels der Schweiz. Lebensmi t te l impor teure best immte Kon t ro l l -
f u n k t i o n e n nach den Vorschr i f ten des Internat ionalen Kakao-Rats. Pro 
100 kg eingefùhrter Kakaobohnen aus Nichtmi tg l iedslàndern des A b k o m m e n s 
muss der schweizerische Impor teur nun 2,20 $ (ab 1. Ok tobe r 1982 sehr 
wahrscheinl ich 4,40 $) als Abgabe ent r ichten. Dièse Abgabe sowie analoge 
Beitrâge der Ausfuhrmi tg l ieder auf ihren Kakao-Expor ten dienen der Finan-
zierung des Kakao-Ausgleichslagers (60) . 
Da bei Inkra f t t re ten des Abkommens der Kakaopreis unter dem vereinbarten 
Interventionspreis lag, musste das Ausgleichslager so fo r t Stùtzungskâufe 
vornehmen. Dami t hàtte der Marktpreis auf dem im A b k o m m e n vorgesehe-
nen Preisniveau von mindestens 110 cts/ lb stabi l is iert werden sol len. 
Die bisher im Umfang von 100 000 t Kakaobohnen getàt igten Stùtzungs-
kâufe vermochten jedoch den Marktpreis n icht auf das erwàhnte Niveau 
anzuheben. Nach den Abkommensbest immungen wurde der untere Interven-
tionspreis im Màrz 1982 von 110 auf 106 cts gesenkt. Wegen fehlender 
f inanziel ler Mi t te l blieben die Stùtzungskâufe seither eingestel l t , sodass der 
Marktpreis — wie vor Inkra f t t re ten des A b k o m m e n s — wieder auf 70-75 cts/ 
Ib absank. 
Die Verhandlungen im Kakao-Rat ùber eine môgl ichst làngerfrist ige Lôsung 
der Problème werden t ro tz wiederhol ter Rùckschlàge fortgesetzt . Zur Dis-
kussion stehen eine Erhôhung der Abgaben oder eine Neufestsetzung der 
Interventionspreise. Mi t einer brasilianischen Bankengruppe wurde ein Dar-
lehen ùber 75 Mio $ zur Finanzierung weiterer Stùtzungskâufe unterzeich-
net. Ueber die konkrete Verwendung dieser M i t te l konn te aber noch keine 
Einigung zwischen Produzenten- und Konsumentenlândern erreicht werden. 
Andauernder Angebotsùberhang und wachsende Lager werden einen hôhe-
ren Marktpreis in nàchster Zei t kaum zulassen. Z u d e m bleiben die El fenbein-
kùste als wicht iges Produkt ions- und Expor t land sowie die USA als wicht ig-
tes Verbraucher land dem A b k o m m e n wei terh in fern (61) . 
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6.2.5. Internationales Weizenabkommen 
Die Abkommen ùber Weizenhandel und Nahrungsmittelhilfe wurden ab 1. 
Juli 1981 um zwei weitere Jahre verlângert. Die Opposition der grôssten 
Weizenexportlânder machen eine Einigung ùber ein neues umfassendes 
Weizenabkommen weiterhin unmoglich. 
Dièses Abkommen besteht aus zwei Rechtsinstrumenten : dem Ueberein-
kommen von 1971 betreffend Weizenhandel und dem Uebereinkommen 
von 1980 betreffend Nahrungsmittelhi l fe. Beide wurden ab 1. Jul i 1981 fur 
zwei Jahre verlângert, das erstere bereits zum sechsten Mal, das letztere zum 
ersten Mal. 
Zur Diskussion stand weiterhin ein neues umfassendes Weizenabkommen. 
Doch auch in den vergangenen zwôl f Monaten konnte zwischen Exporteuren 
und Importeuren keine Einigung erzielt werden, insbesondere nicht in den 
Fragen der Finanzierung und Kontro l le von Vorratslagern. Vorgeschlagen 
werden international koordinierte nationale Vorràte. Dies wùrde nach An-
sicht des Sekretariats des Internationalen Weizenrats sowohl grôssere Markt-
stabilitàt als auch eine bessere Ernâhrungssicherheit herbeifùhren. Dem 
Vorschlag konnten wohl die Mehrheit der Mitgliederlànder, darunter die 
Schweiz, zust immen, nicht aber die drei grôssten Weizenexporteure der 
Welt, die USA, Kanada und Austral ien. 
Im Uebereinkommen betreffend Nahrungsmittelhi l fe haben sich die 12 
Mitglieder zur Lieferung von jâhrl ich min . 7,6 Mio t Getreide ( ink l . Reis) 
an die Entwicklungslànder verpf l ichtet . Anstelle von Naturalgaben kônnen 
auch Geldbeitràge fur den Ankauf von Getreide und Getreideprodukten zu 
Marktpreisen gewâhrt werden. Als Getreide-Einfuhrland leistet die Schweiz 
einen Solidaritàtsbeitrag von 27 000 t Getreide pro Jahr. Dièse Hilfe w i rd in 
Form von schweizerischem Backmehl und im Ausland gekauftem Getreide 
oder Mehl erbracht. Fur das laufende Jahr stehen hierfùr 16 Mio Fr. zur 
Verfùgung (62). 
Das Uebereinkommen von 1971 betreffend Weizenhandel ist ein substanzar-
mer Rahmenvertrag, der vor allem dem Informationsaustausch unter den 
wichtigsten Weizenhandelslàndern dient. Die Vereinbarung enthâlt keine 
wirtschaft l ichen Bestimmungen, insbesondere keine Preis- oder Mengen-
absprachen. Mangels Einigung ùber ein wieder umfassendes A b k o m m e n w i rd 
wahrscheinlich dieser Rahmenvertrag in den nàchsten Monaten um drei 
weitere Jahre, also bis Ende Juni 1986, verlângert werden (63). 
1981-82 wi rd eine neue Rekordernte von ca. 460 Mio t erwartet; davon 
dùrf ten 100 Mio t in den internationalen Handel gelangen. Im Vorjahr war 
eine erhôhte Produkt ion der t radi t ionel len Exporteure zu verzeichnen, ver-
bunden mit hôheren Preisen und sinkenden Lagerbestànden (64). 
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6.3. Verarbeitete Giiter 
6 .3 .1 . Zollprâferenzen 
Der UNCTAD-Ausschuss ùberprùfte das Praferenzsystem. UNCTAD-Sekre-
tariat und die "Gruppe 77" sprachen sich fur eine Generalisierung aus, die 
"Gruppe B" wies auf die erfolgte Verlàngerung und den tiefen Ausnutzungs-
grad hin. Die Schweiz gab ebenfalls die verlângerte Prâferenzgewâhrung, ihre 
Ausweitung und den Einschluss einer Graduationsmôglichkeit bekannt. 
V o m 3.-11. Mai hat der Pràferenzausschuss der U N C T A D seine 1 1 . Tagung 
abgehalten. Nach zehnjàhriger Gùlt igkeit der Zollprâferenzen ging es im 
Ausschuss darum, die Anwendung und Ausweitung der Zollprâferenzen zu 
begutachten. V o m Sekretariat der UNCTAD wurde darauf hingewiesen, dass 
eine Differenzierung in der Gewâhrung der Zollprâferenzen fur die Entwick-
lungslànder gemâss ihrer wirtschaft l ichen Entwick lung unvereinbar sei mi t 
den Grundprinzipien des Zollpràferenzenschemas. Die Differenzierungsklau-
sel — als Schutzklausel gebraucht — dùrfte nicht zu einem stândigen Elément 
der Zollprâferenzen werden. Industrielànder, welche dièse Differenzierung 
anwenden, tun dies, um wirtschaftl iche Problème der nationalen Industrie 
mangels rechzeitiger struktureller Anpassung an die wachsenden Importe zu 
lôsen. Durch die Differenzierungsklausel sollen einzelne Produkte aus wett-
bewerbsmàssig stàrkeren Entwicklungslànder von den Zollprâferenzen aus-
geschlossen werden. Damit soll eine breitere Ausnutzung der Zollprâferenzen 
durch die Entwicklungslànder gewàhrleistet werden. Nach Meinung der 
UNCTAD ist dies aber nicht der Fall, sondern dadurch werde die Zahl der 
begùnstigten Entwicklungslànder eingeschrànkt. 
Die "Gruppe 7 7 " verlangte in einer Resolution u.a. einen besseren juristischen 
Status des Zollpràferenzenschemas, eine Generalisierung und die Aufhebung 
von Beschrànkung, sowie eine multilatérale Ueberprùfung bestehender 
Einschrànkungen. Die Resolution wird an der nâchsten Tagung verhandelt 
werden. 
Die "Gruppe B" machte darauf aufmerksam, dass die Industrielànder die 
Zollprâferenzen um 10 Jahre verlângert hàtten. Das Handelsvolumen unter 
Zollprâferenzen mi t den OECD-Làndern habe 1980 zwar 25 Mio US-Dollar 
erreicht, jedoch seien die Pràferenzen von den Entwicklungslândern noch 
nicht opt imal ausgenutzt worden. Im ùbrigen widersetzte sich die "Gruppe 
B" den Forderungen der "Gruppe 7 7 " nach Mult i lateral isierung, Vereinheit-
l ichung und Ausweitung der Zollprâferenzen (65). 
Die Schweiz gab bekannt, dass sie ihre Zollprâferenzen ebenfalls um 10 
Jahre verlângert habe, allerdings unter Einschluss einer Graduationsmôglich-
keit . Dièse trage dem dynamischen Charakter der wirtschaft l ichen Entwick 
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lung und dem wachsenden Handel der Entwicklungslànder Rechnung. Die 
fortgeschrittensten unter ihnen mùssten allmàhlich die Rechte und Pflich-
ten im Welthandelssystem ùbernehmen. Au f lange Frist mûssen die Lànder 
ihre Mârkte ô f fnen, wol len sie weiterhin Zollprâferenzen erhalten. 
Die Schutzklausel sei bis jetzt von der Schweiz noch nie angewandt worden. 
Der Ausnutzungsgrad der Zollprâferenzen (1981 : 36%) liesse sich noch 
verbessern. Ausserdem kûndete die Schweiz eine Erweiterung ihrer Zol lprâ-
ferenzen fur die 31 ârmsten Lànder an. Sie geniessen Zol l f re ihei t bei fast 
allen Industr ieprodukten, auch bei Text i l ien, Bekleidung und Schuhen, 
ebenso wie bei einigen Agrarprodukten. Schliesslich werden die Zollprâfe-
renzen auf weitere Lànder und Produkte ausgedehnt. Eine Einschrënkung 
der Zollprâferenzen werde jedoch nicht allein aufgrund der Wirtschaftskraft 
der Entwicklungslànder — gemessen am pro-Kopf -E inkommen — beur te i l t (66) . 
6.3.2. UNCTAD-Exportkredi tgarant ie-Fazi l i tà t 
Die Schaffung einer solchen Fazilitàt wurde von einer Expertengruppe bera-
ten. Informe/1 konnte ùber technische Einzelheiten eine Einigung erzielt 
werden; die politische Durchsetzung bleibt ungewiss. Geringes Interesse bei 
manchen Entwicklungslândern, grundsàtzliche Bedenken bei wichtigen 
Industrielàndern lassen eine Schaffung ungewiss erscheinen. Die Fazilitàt 
wùrde Entwicklungslànder unterstùtzen, die am Anfang ihrer Investirons-
und langfristigen Konsumgùterexporte stehen. Die Schweiz zeigt an ihrer 
Schaffung grundsàtzlich Interesse. 
Vom 11 .-22. Januar 1982 tagte in Genf eine Expertengruppe der U N C T A D , 
um die Schaffung einer Exportkreditgarantie-Fazi l i tàt zu prùfen. Nach einer 
Resolution der U N C T A D V wurde an der 9. Session der Cl FT (Commission 
des invisibles et du f inancement liée au commerce de l 'UNCTAD) die ein-
berufung dieser Expertengruppe beschlossen. Das Sekretariat wurde beauf-
tragt, Konsultat ionen durchzufûhren und Projektvorschlàge zu machen. 
Die Exportkreditgarantie-Fazi l i tàt wùrde mi t te l - und langfristige Export-
kredite garantieren, welche von den Entwicklungslândern gewàhrt werden. 
Die vordringliche Aufgabe der Fazil itàt wàre es, mi t erstklassigem Kapital die 
vorlàufige Finanzierung von Investitions- und langfristigen Konsumgùter-
exporten zu ùbernehmen. Ziel der Fazil i tàt wàre es, einen Beitrag zum 
Zahlungsbilanzausgleich defizitârer Entwicklungslànder zu leisten. Die 
Inanspruchnahme der Fazil i tàt gibt den Entwicklungslànder die Môgl ichkeit , 
Exportkredi te zu gewâhren. Sie verschafft ihnen damit eine bessere Stellung 
im internationalen Wettbewerb gegenùber Industrielàndern bei der Finanzie-
rung solcher Exporte. 
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Innerhalb der "Gruppe der 7 7 " ist dièse Fazil itàt fu r die lateinamerikanischen 
Lànder und jene Afrikas wenig intéressant. Sie w i rd ihn absehbarer Zukun f t 
nur ca. 20-30 Entwicklungslândern nùtzen, die am Anfang ihrer Exporte 
von Investirons- und langfristigen Konsumgùtern stehen. Fur die andern 
Entwicklungslànder ist die Fazilitàt hôchstens als Importeure und als Unter-
stùtzung des Handels der Entwicklungslànder unter sich von Interesse. Inner-
halb der "Gruppe B" sind die angelsàchsischen Lànder wei terhin grundsàtz-
lich gegen die Schaffung dieser Fazilitàt eingestellt, wàhrend einige klei-
nere europàische und EG-Lànder weitere Entscheidungsgrundlagen zur Schaf-
fung der Fazil i tàt erarbeiten wol len. 
Innerhalb der Expertengruppe konnte man sich informel l ùber einige opera-
tionelle Aspekte der Fazilitàt einigen und eine Reihe technischer Fragen dem 
UNCTAD-Sekretar iat zur Bearbeitung vorlegen. Die Beratungen der Exper-
tengruppe blieben unverbindlich, weitere Tagungen werden erwartet. Die 
Schaffung der Fazilitàt scheint technisch môgl ich, die polit ische Durchsetzung 
bleibt of fen. A n der nâchsten CIFT-Tagung w i rd ùber das weitere Vorgehen 
beschlossen (67). 
Die Schweiz ist unter bestimmten Bedingungen grundsâtzlich bereit, ùber die 
Schaffung einer solchen Exportkreditgarantie-Fazil i tàt zu verhandeln. Sie 
wùrde die Exporte einer Reihe von Entwicklungslândern, die am Anfang 
ihrer Investirons- und langfristigen Konsumgùterexporte stehen, fordern (68). 
6.3.3. Wettbewerbbeschrânkende Geschaftspratiken 
Die UNO ùberwacht die Anwendung des Kodex ùber wettbewerbsbeschrà'n-
kende Geschâftspraktiken. Bei der Revision des schweizerischen Kartell-
gesetzes wird der Kodex hôchstwahrscheinlich nicht zur Anwendung kommen. 
1980 haben die Vereinten Nationen den Kodex ùber wettbewerbsbeschràn-
kende Geschâftspraktiken in Form einer Empfehlung angenommen. Die 
Schweiz hat an der Ausarbeitung dièses Kodex mi tgewi rk t und sie hat sich 
der Empfehlung angeschlossen. Die erste Session der im Kodex vorgesehenen 
intergouvemementale!! Arbeitsgruppe ùber restriktive Geschâftspraktiken 
wurde vom 2. -11. November 1981 in Genf abgehalten. Sie soll vor allem die 
Anwendung des Kodex ùber wettbewerbbeschrânkende Geschâftspraktiken 
ùberwachen. 
An der ersten Sitzung wurden ùber die Bekanntmachung und Anwendung 
des Kodex in den einzelnen Staaten und ùber die Ausarbeitung von Gesetzen 
ùber restriktive Geschâftspraktiken auf nationaler Ebene in formier t . Weiter 
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stellt die Arbeitsgruppe fest, dass im internationalen Handel weiterhin zu 
restriktiven Geschâftspraktiken gegriffen werde und làdt die Staaten ein, 
dièse Geschâftspraktiken zu kontrol l ieren. V o m UNCTAD-Sekretariat er-
wartet sie Vorschlàge zu Modellgesetzen ùber restriktive Geschâftspraktiken. 
Im weiteren wi rd das Sekretariat beauftragt, ùber einzelne restriktive Geschâfts-
praktiken Studien auszuarbeiten, sowie Beratungs- und Ausbildungsprogram-
me durchzufùhren (69). 
Wie die Regierung anderer Industrielànder hat der Bundesrat den Kodex 
verôffentlicht und die schweizerischen Unternehmen darauf aufmerksam 
gemacht. Die in der Kartellgesetzrevision vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Bestimmungen zur Ausfùhrung von internationalen Vereinbarungen sind, 
wie in der Botschaft dargelegt wird, nicht im Zusammenhang mit dem Kodex 
anwendbar, da dieser keine internationale Vereinbarung, sondern nur eine 
Empfehlung darstellt (70). 
Die Arbeitsgemeinscbaft Swissaid/Fastenopfer/Brot fur Brùder/Helvetas 
hat aufgrund der positiven Haltung der Schweiz zum Kodex vorgeschlagen, 
entwicklungspolit ische Anliegen bei der Revision des Kartellgesetzes zu 
berùcksichtigen. Namentl ich sollen Geschâftspraktiken von internationalen 
Kartellen mi t Sitz in der Schweiz, welche die wirtschaft l ichen Interessen von 
Entwicklungslândern beeintrâchtigen, als unzulàssig gelten — dies auch aus 
Grùnden einer konsistenten schweizerischen Aussenwirtschafts- und Ent-
wicklungspol i t ik (71 ). 
7. GATT 
Im Rahmen des GA TT standen 1981/82 die Vorbereitung einer GA TT-
Ministerrunde im November 1982, der Abschluss der Verhandlungen zur 
Verlàngerung des Multifaserabkommens und eine Prufung der schweizerischen 
Agrarhande/spo/itik im Vordergrund der die Schweiz betreffenden Aktività-
ten. 
Die GATT-Ministerrunde — die letzte fand 1973 in Tok io statt — wi l l die 
Rolle des G A T T fur die 80er Jahre nach den Verànderungen im Welthandel 
wàhrend den letzten Jahren — u.a. hervorgerufen durch die wachsende Bedeu-
tung einzelner Entwicklungslànder im Welthandel — festlegen. Dazu ist es 
vorerst notwendig, das gegenwàrtige multi latérale Handelssystem zu ùber-
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prùfen, um es sodann, wenn nôtig, zu verstàrken und auszubauen. Dem die-
nen fùn f Diskussionsschwerpunkte : 
— Konsolidierung der Ergebnisse der Tokio-Runde 
— Problème des Handelssystems (z.B. Schutzklauselregelung) 
— Einbezug der Entwicklungslànder ins Welthandelssystem 
— Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Landwirtschaft 
— Aufgaben des G A T T in den 80er Jahren (72). 
Fur die Schweiz, die an den Vorbereitungen unmit te lbar beteil igt ist, liegen 
folgende Punkte der Ministerkonferenz im Vordergrund des Interesses : 
— Bessere Einhaltung der GATT-Regeln, sowie Verstàrkung und Anpassung 
derselben fur die 80er Jahre 
— Regelung der Schutzklauseln 
— Zunehmende Integrierung der Entwicklungslànder ins Welthandelssystem 
— Verbesserung der Verfahren zur Beilegung von Streit igkeiten (73). 
Das dritte Multifaserabkommen (MFA 3) 
A m 22. Dezember 1981 wurden in Genf die Verhandlungen zur Verlânge-
rung des M F A abgeschlossen. Es ist bis 3 1 . Juli 1986 gùlt ig. 1973 wurde im 
Rahmen des G A T T erstmals das MFA abgeschlossen, Anfang 1978 wur-
de dièses bis Ende 1981 verlângert und ist nun ein zweites Mal verlângert 
worden. Von den 41 bisher das M F A anwendenden Làndern haben bis Juni 
1982 33 das Verlàngerungsprotokoll unterzeichnet, darunter auch die 
Schweiz (unter Vorbehalt der Ratif izierung durch das Parlament). 
Es setzt den multi lateralen Rahmen fur die einzelnen bilateralen Verhandlun-
gen zwischen Impor t -und Export làndern. Durch dièses, einen begrenzten 
Protektionismus fortfùhrendes, multilatérales Abkommen soll eine geordnete 
Ausweitung des internationalen Textilhandels erreicht werden. Ausser Roh-
stoffen umfasst das Abkommen aile Verarbeitungsstufen des ganzen Text i l -
und Bekleidungssektors. Die Exportlànder erhalten ein gewisses Mindes-
wachstum ihrer Text i lexporte garantiert. Den Import lândern werden gewisse 
Schutzmassnahmen ihrer Industrie und ihres Marktes ermôglicht. 
Das Abkommen umfasst ca. 80% des Welthandels an Text i l ien, der auf ca. 
80 Mia $ geschàtzt w i rd . Betrachtet man den Wel tmark t fur Text i l ien, so 
bleiben die Industrielànder mi t 73% der Exporte an Text i l ien und 50% der 
Exporte an Bekleidung die grôssten Markttei lnehmer. Die Entwicklungs-
lànder bestreiten 20% der Exporte an Text i l ien und 37% der Exporte an 
Bekleidung. Der Antei l der Entwicklungslànder an den Gesamtimporten der 
Industrielànder fur Texti l ien und Bekleidung betràgt ca. 28%. Gegenùber 
den Entwicklungslândern verzeichnen die Industrielànder eine positive 
Handelsbilanz im Texti lhandel (1980 : + 2 , 2 9 Mia $) und eine négative im 
Bekleidungshandel (1980 : - 11,39 $) . 
Das M F A 3 enthàlt keine Aenderung des bisherigen Abkommenstextes, 
jedoch in seinem Verlàngerungsprotokoll einige rechtswirksame Schlussfol-
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gerungen. Damit w i rd das M F A generell handelseinschrânkender als bisher. 
Es enthâlt folgende wichtigeNeuerungen : 
— Der "Anti-Surge-Mechanismus", erôffnet den Import lândern die Mô-
glichkeit, unter gewissen Bedingungen abrupt anwachsende Einfuhren 
an sensiblen Produkten abzuwehren. Der Exporteur soll dafùr ausreichend 
entschàdigt werden. 
— Bei Marktstôrungen im Import land geringere Import-Zuwachsraten als die 
festgelegten 6%. 
Die im Laufe des Frûhlings begonnenen, bis zuletzt schwierigen Verhandlun-
gen waren gekennzeichnet durch die gemeinsame Haltung der Entwicklungs-
lànder, auf eine weitere Oeffnung der Màrkte der Industrielànder zu dràngen. 
Im Gegensatz dazu standen die Verhandlungspositionen der EG-Staaten und 
Skandinaviens, welche auf einen verstàrkten Protektionismus drângten. Eine 
wichtige Vermit t lerposi t ion spielten die USA. Man erwartet, dass insbeson-
dere in den bilateralen Verhandlungen der EG vermehrt protektionistische 
Massnahmen eingebracht werden kônnen (74). 
Die Schweiz wies darauf h in, dass mi t der Verlàngerung des Abkommens 
Unsicherheiten im internationalen Text i lmark t vermieden werden konnten 
und bezeichnet das Verhandlungsergebnis als im wesentlichen ausgewogen. 
Bei den Verhandlungen wies die Schweiz auf die ursprùngliche Absicht des 
Abkommens hin, ein befristetes Instrumentarium fur einen geordneten 
Text i lmarkt zu schaffen. Spâter sollte ein freier Handel môglich werden. 
Stàndiger Text i lprotekt ionismus sei nicht Ziel des MFA. Schr i t t fu r Schr i t t 
sollten die Màrkte der Industrielànder und der Entwicklungslànder geôffnet 
werden. Innerhalb eines M F A sollten die Staaten auch in loyale Konkurrenz 
untereinander t reten; dazu gehôren die Wahrung der Immaterialgùterrechte, 
z.B. an Marken und Herkunftsbezeichnungen. Die Schweiz selbst 
hat bisher von den môglichen protektionistischen Massnahmen keinen Ge-
brauch gemacht (75). 
Prùfung der Schweizer Agrarhandelspolitik 
Bei ihrem definit iven Bei t r i t t zum G A T T im Jahre 1966 erhielt die Schweiz 
einen Sonderstatus zugesprochen, der es. ihr als einzigem GATT-Mitg l ied 
erlaubt, zur Ausfùhrung ihres Landwirtschaftsgesetzes Importbeschrànkun-
gen zu erlassen. Darùber hat sie dem GATT-Rat jàhrl ich Bericht zu erstatten 
und sich im Prinzip aile drei Jahre einer Arbeitsgruppe zur Prùfung zu stel-
len. 
Aufgrund eines chilenischen Antrags, unterstùtzt von den grossen Agrarex-
portlàndern Argentinien, Austral ien, Kanada, den USA u.a. beschloss der 
GATT-Rat an seiner 37. Jahrestagung im Dezember 1981, die agrarwirtschaft-
liche Sonderregelung der Schweiz im G A T T durch einen solchen Arbeits-
ausschuss ùberprùfen zu lassen. Bei dieser Prùfung interessierte zuerst die 
Impor tpol i t ik der Schweiz m i t landwirtschaftl ichen Produkten. Hierbei 
konnte aufgezeigt werden, dass die Schweiz ihre Versorgung zu einem sehr 
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bedeutenden Teil auf landwirtschaft l iche Impor te abstùtzt . Nur 55% des 
menschlichen Kalorienbedarfs werden durch die B innenproduk t ion gedeckt. 
Aus den Entwicklungslândern selbst stammen ca. 20% der schweizerischen 
Agrar impor te . Nàher diskut iert wurden einzelne Handelsposi t ionen, wie 
z.B. Fleisch, und das System der Kont ingent ierungen. V o n Seiten der 
Schweiz wurde betont , der Marktzugang sei gesichert und von einem zuneh-
menden Protekt ionismus kônne nicht gesprochen werden. 
A n seiner Mai-Sitzung verabschiedete der G A T T - R a t den Bericht des Arbeits-
ausschusses. Fur die Schweiz verlief die Ueberprùfung befr iedigend. Ihre 
Importbeschrânkungen werden jedoch in Z u k u n f t wei terh in ùberprù f t (76). 
Die Schweiz hat auf den 1. Januar 1982 die d r i t te von acht Zol l -Abbaustufen 
Kra f t gesetzt, wie sie in den mult i lateralen Handelsverhandlungen der Tok io -
Runde des G A T T 1979 vereinbart wurden. " D a m i t werden fur die in den 
bisherigen Abbaustufen berùcksichtigen Posit ionen die Zollansàtze um ein 
weiteres Achte l der vereinbarten Zol lsenkung abgebaut. A u f den Positionen 
— namentl ich im Bereich Text i l ien , Stahl und Keramik — , f u r die der Beginn 
des Zollabbaus erst 1982 fâll ig w i r d , betrâgt der Abbau der Zollansàtze ein 
Sechstel der vereinbarten Zol lsenkung ( 7 7 ) . " 
8. I N T E R N A T I O N A L E R W A E H R U N G S F O N D S ( IWF) U N D W E L T B A N K 
Zwei wichtige Ereignisse sind festzuhalten : Der Bundesrat âussert sich posi-
tivzu einem Beitritt der Schweiz zu IWF und Weltbank; die IDA befindet 
sich in Finanzierungsschwierigkeiten. 
Die Frage eines allfâlligen Beitr i t ts der Schweiz zum IWF bl ieb 1981 unbe-
an twor te t , ihre Prùfung aber wurde vorangetr ieben. Eine interdépartemen-
tale Arbeitsgruppe hat auf Ende 1981 einen Bericht ùber die Beitr i t tsfrage 
abgeliefert, zu dem sich der Bundesrat im August 1982 posit iv geâussert hat. 
Zentrale Argumente fur einen Bei t r i t t zum IWF sind die Auf rechterha l tung 
einer stabilen Wàhrungsordnung m i t freiem Handels- und Zahlungsverkehr 
und der Beitrag des IWF zur Finanzierung def iz i târer Ertragsbilanzen, dies im 
Rahmen zunehmender wâhrungspolit ischer Interdependenz (78) . 
Fur einen Bei t r i t t zur Weltbank sprechen die in ihren Grundzùgen ùberein-
st immende Entwicklungspol i t iken der Weltbank und der Schweiz, die grôssere 
Mitsprache in den Nord-Sùd-Verhandlungen und die bessere Kont ro l le ùber 
die der I D A zur Verf i igung gestellten Gelder. Der Be i t r i t t zur Weltbank stell t 
eine Ergânzung des entwicklungspoli t ischen Inst rumentar iums dar und ist 
Ausdruck der internationalen Sol idari tât der Schweiz. Er ermôgl icht der 
Wir tschaf t einen gesicherten Zugang zu den Ausschreibungen der Weltbank. 
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An der 36. Jahreskonferenz von IWF und Weltbank vom 29. September-
2. Oktober 1981 in Washington war die Schweiz als einziger Vertreter m i t 
Beobachterstatus zugelassen. A n der Frùhjahrstagung des gemeinsamen 
Entwicklungsausschusses am 13.-14. Mai 1982 in Helsinki war die Schweiz 
ebenfalls Beobachter. A n dieser Tagung standen die gegenwârtigen Finan-
zierungsschwierigkeiten der IDA zur Diskussion. Dièse wurden durch die 
amerikanische Weigerung, ihre laufenden Beitrâge in den vorgesehenen 
Tranchen zu zahlen, hervorgerufen. Dadurch ist die 6. Refinanzierungsrunde 
des IDA-Fonds gefàhrdet und somit auch die Finanzierung neuer Projekte 
in den Jahren 1980-83. 
Frankreich schlug nun vor, einen Spezialfonds " I D A 6 b is" zu grùnden. Es 
wurde dabei von verschiedenen europàischen Staaten und Kanada unter-
stùtzt. Der Vorschlag ist eine Reaktion der Geberlànder auf die stockenden 
Beitragszahlungen der USA. " I D A 6 b i s " wùrde parallel zur IDA funkt ion ie-
ren. Dièse Neugrùndung hâtte auch Auswirkungen auf die Schweizer Wirt-
schaft. Bisher konnten sich dièse an den Ausschreibungen der IDA-Projekte 
beteiligen. Die Projekte der " I D A 6 b is " wurden jedoch nur in jenen Làndern 
ausgeschrieben, die sich am Fonds beteil igen. Die Schweiz hat sich zu diesem 
Vorschlag n icht geàussert (79). 
Die Finanzbeziehungen zwischen IWF, Weltbank und der Schweiz seien noch 
kurz erwàhnt. Die Kreditzusage der Nationalbank an die Witteveen-Fazil i tàt 
des IWF in der Hohe von 650 Mio SZR wurde 1981 m i t weiteren 197,4 Mio 
SZR beansprucht. Damit waren Ende 1981 insgesamt 322,3 Mio SZR aus-
stehend. Die Nationalbank gab weiter zur Finanzierung der wachsenden Kre-
d i t tà t igkei t des IWF 1981 eine Kreditzusage von 150 Mio SZR. Davon 
beanspruchte der IWF bis Ende 1981 40,6 Mio SZR. Die ausstehenden Kredi-
te der Nationalbank an die Oelfazi l i tàt des IWF, teilweise durch den Bund 
garantiert, gingen 1981 infolge Rùckzahlungen auf 74,7 Mio SZR zurùck (80). 
Im Geschàftsjahr 1981/82 war der Finanzplatz Schweiz die zweitwicht igste 
Kapitalquelle der Weltbank. Die einzelnen Kapitalaufnahmen sind aus der 
nachflogenden Tabelle ersichtl ich. 
M I T T E L B E S C H A F F U N G IN SCHWEIZER F R A N K E N DER 
W E L T B A N K IM GESCHAEFTSJAHR 1982 (in Mio) 
Oeffent l iche Angebote 
8%ige, zehnjàhrige Anle ihe, fàl l ig 1991 100,0 
7,25%ige, zehnjàhrige, fàll ig 1992 100,0 
7,25%ige, zehnjàhrige Anleihe, fàl l ig 1992 100,0 
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Plazierungen bei Notenbanken und Regierungen 
Schweiz 
7,65%ige Anleihe, fàllig 1988/90 400,0 
7,50%ige, sechsjàhrige Anleihe, fàll ig 1988 100,0 
5,875%ige, zweijàhrige Schuldverschreibung, fàl l ig 1984 50,0 
7,25%ige Anleihe, fàllig 1987/89 180,0 
International 
9,125%ige, dreijàhrige Schuldverschreibungen, fàl l ig 1984 150,0 
7,375%ige, zweijàhrige Schuldenverschreibungen, fàl l ig 1984 150,0 
Sonstige 
Sch weiz 
7,75%ige Schuldverschreibungen, fàll ig 1986 150,0 
9%ige Darlehen, fàl l ig 1986 100,0 
8,50%ige Schuldverschreibungen, fàll ig 1987 200,0 
7,50%ige Schuldverschreibungen, fàll ig 1988 300,0 
7,25%ige Schuldverschreibungen, fàl l ig 1987 300,0 
6,50%ige Schuldverschreibungen, fàll ig 1985 78,0 
7,25%ige Darlehen, fàl l ig 1988 200,0 
6,75%ige Schuldverschreibungen, fàll ig 1987 300,0 
T O T A L 3.040,0 
Quelle : Weltbank Jahresbericht 1982. 
9. D A C - J A H R E S T A G U N G 
Das DAC stellt fur 1980 weiterhin eine zu geringe ôffentliche Entwicklungs-
hilfe der OECD-Lànder fest und fordert eine effizientere Verwendung der 
Mittel sowie régionale undsektoriel/e Prioritâten. Fur 1981 werden sogar 
sinkende ôffentliche Entwicklungshilfsleistungen konstatiert und die geringe 
Hohe der Schweizer Beitrâge wird bemangelt. 
A m 18. November 1981 hielt der OECD-Ausschuss f u r Entwick lungshi l fe 
(DAC) seine 20. Jahrestagung ab. Minister oder Di rektoren der jeweil igen 
nationalen Organisationen fur Entwicklungszusammenarbeit t rafen sich zu 
einem Gedankenaustausch ùber die zentralen Fragen der Entwick lungspol i t i k 
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im Rahmen der derzeitigen Wirtschaftspol i t ik. Dem Ausschuss gehôren Ver-
treter von 18 Industrielàndern und der EG-Kommission an. Die Schweiz ist 
seit 1968 Mitgl ied. 
Die Aufgabe des DAC besteht darin, die Entwicklungszusammenarbeit der 
OECD-Lànder zu fordern und dièse zu evaluieren, vor allem in Bezug auf 
ihren Umfang, Bedingungen, Formen und ihre geographische und sektorielle 
Verteilung. Es ûberprùft die Hilfeleistungen jeden Mitglieds und ver-
sucht, qualitative und quantitat ive Kriterien fur die Hilfe festzulegen, ebenso 
wie die Koordinat ion und die Effizienz der Hilfe zu verbessern. 
An der 20. Tagung wurden zunàchst der zu erwartende gesamte "En tw ick -
lungstransfer" (privatwirtschaft l iche, humanitàre, ôffentl iche und mult i laté-
rale Leistungen insgesamt) betrachtet. Angesichts der schlechten Konjunktur-
lage sei nur mi t einem beischeidenenAnwachsen der Leistungen zu rechnen. 
Die Hohe des Entwicklungstransfers aller OECD-Lànder betrug 1980 1,04% 
des BSP, die ôffentl iche Entwicklungshilfe allein machte allerdings nur 0,37% 
des BSP aller OECD-Lànder aus. 
Im laufenden Jahrfùnf t rechnet das DAC mi t einer durchschnitt l ichen realen 
Jahressteigerung der ôffentl ichen Entwicklungshil fe um 2 bis 3%. Der Antei l 
der ôffentl ichen Entwicklungsgelder am BSP dùrf te sich damit nur um 
0,01% auf 0,38% steigern lassen. Das Ziel, 0,7% des BSP der Geberlànder fur 
die Entwicklungszusammenarbeit aufzuwenden, bleibt weiterhin in weiter 
Ferne. 
Bei den Formen des Entwicklungstransfers rùckte der Einsatz privatwirtschaft-
licher Mittel in den Mi t te lpunkt der Diskussion, vor allem durch das stàrkere 
Gewicht, das dieser Form in der gegenwàrtigen amerikanischen Entwicklungs-
poli t ik zugemessen wi rd . In diesem Rahmen wurde auch ùber die in letzter 
Zeit stark angestiegenen Mischkredite gesprochen. Bemerkenswert ist der 
leichte Rùckgang der privatwirtschaft l ichen Finanzmittel von den OECD-
Làndern nach den Entwicklungslândern im Jahr 1980. 
Wenn die Entwicklungszusammenarbeit weiterhin mi t knappen Finanzen 
arbeiten muss, soll die ôffentl iche Entwicklungshil fe umso effizienter und 
auf Prioritâten ausgerichtet arbeiten. Im Vordergrund stehen eine régionale 
Konzentration auf die ârmsten Entwicklungslànder und sektorielle Konzen-
tration auf den Ernàhrungs- und Energiebereich, die humanen Ressourcen 
und den Umweltschutz. Weiter gehôrt dazu eine verstàrkte Evaluierung ein-
zelner Projekte, ein intensiverer Dialog zwischen Geber- und Empfàngerlàn-
dern auf multi lateraler Ebene und in bestehenden Koordinationsgruppen. 
Weiter denkt man an den Abschluss von Entwicklungsvertràgen, welche die 
Rechte und Pflichten der beteiligten Staaten innerhalb ihrer Entwicklungs-
zusammenarbeit regeln sollen. 
Als môgliche neue Finanzquelle der internationalen Entwicklungszusammen-
arbeit wurde ùber eine multi latérale Investitionsgarantie zur Deckung nicht-
kommerzieller (politischer) Risiken gesprochen und das Problem mult i late-
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râler Kredi te , welche die bilatérale ôf fent l iche Entwick lungshi l fe konkurren-
zieren, erôr ter t . 
Die Schweizer Délégation unter der Leitung von Botschafter He imo, D i rek tor 
der D E H , gab zu , die ôf fent l ichen Leistungen der schweizerischen Entwicklungs-
zusammenarbeit seien bescheiden, machte jedoch auf we i te rh in zu erwartende 
jâhrl iche Steigerungen aufmerksam. Die stârkere Beanspruchung von Misch-
kredi ten in der ôf fent l ichen Entwick lungshi l fe sei intéressant, da sie neue 
private Ressourcen zugunsten der Entwicklungslànder mobi l is ieren kônne. 
Al lerdings sollten die Mischkredite den allgemeinen entwicklungspol i t ischen 
Kr i ter ien gemâss verwendet werden. Die Schweiz leistete 1980 2,6% (oder 
4,17 Mia Fr. ) des BNP an Entwicklungstransfer, der An te i l der ôf fent l ichen 
Entwicklungshi l fsgelder betrug jedoch nur 0,24% des BNP (81) . 
A n einer Sondersitzung des DAC Ende Juni 1982 wurde die Hohe des 
"Entwick lungst ransfers" fu r 1981 bekanntgegeben. Danach hat sich der 
gesamte Entwicklungstransfer leicht erhôht und betrug 1981 1,13% des BSP 
aller OECD-Staaten. Zurùckgegangen ist hingegen die ô f fen t l i che Entwicklungs-
hi l fe. Sie betrug 1981 nur noch 0,35% des BSP aller OECD-Lànder ; insbeson-
dere die USA kùrzten die Mi t te l ihrer Entwick lungshi l fe um 26%. In absolu-
ten Zahlen betrugen der gesamte Entwicklungstransfer 1981 81,4 Mia US-Dollar, 
die ô f fent l iche Entwicklungshi l fe 25,46 Mia US-Dol lar. 
Bei der Ueberprùfung der Leistungen der einzelnen OECD-Lànder wurde an 
der Sitzung festgestellt, dass die ôf fent l iche Entwick lungsh i l fe der Schweiz 
1981 bei 0,24% ihres BSP stagniert habe. Sie liegt dami t an dr i t t le tz te r Stelle 
aller OECD-Lànder. Das D A C bemângelte, dass die Sparmassnahmen des 
Bundes die ôf fent l iche Entwicklungshi l fe prozentual stàrker getrof fen hàtten 
als die gesamten Budgetkùrzungen. Eine Erhôhung der ô f fen t l i chen Ent-
wicklungshi l fe im geplanten Rahmen werde n ich t im geplanten Rahmen 
stat t f inden kônnen (82). 
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